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Von Bruno Buchwald- Berlin. 


Von dem Inhaber eines großen Berliner 
Kaufhauſes erzählt man, er habe eines Tages 
beſchloſſen ſeine umfangreichen Inſertionen 
einzuſtellen, um ſo den Verſuch zu machen, ob 
der Ausfall des Gewinns nicht kleiner ſei als 
die früher entſtandenen Reklameſpeſen. Aber 
ſchon nach wenigen Monaten ſoll das Ex— 
periment ſich als mißglückt erwieſen haben; 
der Ausfall der Einnahme war weit größer 
als die Inſertionskoſten. Das Reſultat konnte 
nicht überraſchen, denn ſchließlich ſind die Be— 
ſitzer unſerer großen Warenhäuſer oder 
anderer Unternehmungen, bei denen das 
Reklamekonto einen ſehr weſentlichen Teil 
der Unkoſten ausmacht, keine Neulinge im 
kaufmänniſchen Berufe. Sie würden nicht all- 
jährlich Hunderttauſende verausgaben, wenn 
jie nicht ſehr genau wüßten, daß die verwen— 
deten Summen ſich reichlich bezahlt machen. 
Die Bedeutung der Reklame iſt längſt fo all- 
gemein anerkannt, daß wohl ein Streit Hier- 
über kaum noch entſtehen kann. Aber ſo nütz⸗ 
lich auch eine umfangreiche Reklame für eine 
große Anzahl von Betrieben ift, fo leicht ent- 
ſteht doch für den Fabrikanten oder Kaufmann 
die Gefahr, den Reklameetat nicht richtig zu 
begrenzen. Er muß natürlich im Einklang zu 
dem Umſatz und dem hierauf erzielten Ge⸗ 
winn ſtehen. Wenn die Verkaufspreiſe nicht 
ſo hoch bemeſſen werden können, daß neben 
den ſonſtigen Unkoſten auch die Reklameſpeſen 


zu dem Einkaufspreiſe zugeſchlagen werden 
können, ſo wird das Unternehmen natürlich mit 
Unterbilanz arbeiten müſſen. Man ſollte 
meinen dieſe Regel ſei ſo ſelbſtverſtändlich, 
daß kein nur einigermaßen verſtändiger Kauf⸗ 
mann dagegen verſtoßen wird. Die Praxis 
lehrt, daß ſchon eine große Anzahl von Firmen 
durch Ueberſpannung des Reklameetats zu- 
grunde gegangen iſt. Aber wenigſtens bei 
einer Aktiengeſellſchaft ſollte man gewiſſen⸗ 
haftere Dispoſitionen erwarten; namentlich 
dann, wenn in ihrem Aufſichtrat Perſonen 
ſitzen, bei denen nach Beruf und Stellung 
gründliche kaufmänniſche Erfahrungen zu er- 
warten ſind. Daß dies durchaus nicht der 
Fall zu ſein braucht, lehrt ein Vorkommnis 
der letzten Zeit. 

In einigen Handelsblättern ſind An- 
deutungen gemacht worden, daß die Optiſchen 
Werkſtätten Aktien-Geſellſchaft Voigtländer & 
Sohn zu Braunſchweig ihr ſchon am 30. Sep- 
tember 1909 beendetes Geſchäftsjahr mit einer 
Unterbilanz abſchließen werde und daß die 
Aufſtellung der früheren Bilanzen nicht 
ordnunggemäß erfolgt fei. Ein früherer 
Direktor, Herr Ludwig Bode, ſoll, ſo wurde 
hinzugefügt, in den Bilanzen die Waren⸗ 
beſtände zu hoch bewertet haben, indem er in 
unzuläſſiger Weiſe einen großen Teil der 
Handlungunkoſten dem Geſtehungpreis der 
Waren zugeſchlagen habe. Die Nachricht klang 
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zunächſt etwas wunderlich. Denn unwillkür⸗ 
lich mußte man ſich fragen, wie ein ſo be⸗ 
kanntes Unternehmen nicht in der Lage 
ſein ſollte, auch bei richtiger Bilanzierung 
beſcheidene Dividenden zu verteilen. Die 
Aktien-Geſellſchaft Voigtländer & Sohn hat 
nur einmal, kurz vor der Einführung der 
Aktien zum Börſenhandel, ein Erträgnis von 
12% ausgeſchüttet. Dann trat ein Rückgang 
auf 10 und 7% % ein, und für das Geſchäfts⸗ 
jahr 1907/08 konnte überhaupt kein Ertrügnis 
verteilt werden. Nachdem ſeit den erſten Be⸗ 
ſchuldigungen fon mehrere Wochen ver⸗ 
ſtrichen ſind, ohne daß der Aufſichtrat in 
der Lage geweſen iſt, ſie öffentlich zu ent 
kräften, muß man annehmen, daß die Bi- 
lanzen der letzten Jahre in der Tat falſch 
geweſen ſind. Und auf Grund von Mit 
teilungen, die mir über die Bilanzierung⸗ 
methode der Geſellſchaft zugetragen wurden, 
kann ich fogar behaupten, daß die Ber- 
fehlungen der verantwortlichen Geſellſchaft⸗ 
organe weit ſchlimmer ſind, als dies bisher 
in den kurzen Zeitungnotizen angedeutet 
war. Die Aktien-Geſellſchaft Voigtländer & 
Sohn hat in der Tat Dividenden verteilt, 
die ſie nicht verteilen durfte, und in ihrer 
Bilanz vom 30. September 1908 einen Rein 
gewinn von rund 57000 /. ausgewieſen, 
während in Wirklichkeit ſchon damals eine 
ganz erhebliche Unterbilanz vorhanden war. 

Als die Firma Voigtländer & Sohn im 
Jahre 1756 zu Wien gegründet wurde, da 
war ſie die einzige optiſche Anſtalt; auch noch 
im Jahre 1853, als die Inhaber beſchloſſen, 
den Sitz nach Braunſchweig zu verlegen. Der 
Großvater des jetzigen Aufſichtratsvorſitzen 
den, des Kommerzienrats Ritter von Voigt 
länder, brachte das Geſchäft zu anſehnlicher 
Höhe, und in Braunſchweig erzählt man ſich, 
der Begründer habe dem Sohne ein Vermögen 
von 18 Mill. % hinterlaſſen. Das Vermögen 
ſoll in den Händen der Nachkommen be 
trächtlich zuſammengeſchmolzen ſein. Aber die 
Firma behielt ihren Weltruf als einzige op 
tiſche Fabrik bis zum Beginn der 90er Jahre. 
Damals entſtand eine Reihe von Konkurrenz 
fabriken, die eine umfangreiche Propaganda⸗ 
tätigkeit entfalteten. Der Beſitzer der Firma 
Voigtländer & Sohn ſah wohl ein, daß ſein 
Geſchäft die früheren Gewinne nicht mehr 
abwerfen werde, und wandelte das Unter 
nehmen im Jahre 1898 in eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft um. In der Tat wurden denn auch 
die Erträgniſſe geringer, denn die Konkurrenz 
wurde ſtärker, und um ihr einigermaßen die 
Spitze bieten zu können mußte nun auch die 
Aktien⸗Geſellſchaft Voigtländer beträchtliche 
Summen für Reklame verwenden. Die hohen 
Reklameſpeſen haben ſchließlich den Gewinn 
der Geſellſchaft ſo geſchmälert, daß ſie, um 
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Dividenden auszahlen zu können, zu einer 
geradezu un verantwortlichen Ueberwertung 
der Warenbeſtände fritt... 

Nach § 261 des Handelsgeſetzbuches dürfen 
Wertpapiere und Waren, die einen Börſen⸗ 
oder Marktpreis haben, von einer Aktien⸗ 
geſellſchaft höchſtens zu dieſen Preiſen, keines⸗ 
falls aber zu einem den Anſchaffung⸗ oder 
Herſtellungpreis überſteigenden Werte in die 
Bilanz eingeſetzt werden. Und der nächſte Ab⸗ 
ſchnitt desſelben Paragraphen beſtimmt, daß 
andere Vermögensgegenſtände höchſtens zu 
dem Anſchaffung⸗ oder Herſtellungpreis an⸗ 
zuſetzen ſind. Während kein Zweifel darüber 
herrſchen kann, was unter dem Anſchaffung⸗ 
preis einer Ware zu verſtehen iſt, iſt in der 
juriſtiſchen Literatur wie in den Lehrbüchern 
der Buchführung darüber geſtritten worden, 
was der Geſetzgeber ſich wohl unter dem Worte 
Herſtellungpreis gedacht haben mag. Kein 
Zweifel waltet auch darüber, daß der Her- 
ſtellungpreis ſich aus den Anſchaffungkoſten 
der Rohmaterialien und aus den Löhnen zu- 
ſammenſetzt. Ganz gewiß muß man auch zu 
den Herſtellungkoſten einer Ware die eigent⸗ 
lichen Betriebsunkoſten rechnen, alſo etwa die 
Koſten für die Herſtellung der Betriebskraft 
(Dampf, Elektrizität), für die Beleuchtung der 
Fabrik uſw. Fraglich kann wiederum nur 
ſein, inwieweit den Herſtellungkoſten auch die— 
jenigen Beträge zugeſchlagen werden können, 
die nur mittelbar für die Herſtellung der 
Waren verwendet worden ſind. Von Nobert 
Eſſer iſt meines Wiſſens zuerſt in der Lite— 
ratur die Auffaſſung vertreten worden, daß 
3. B. Gehälter der Arbeitleiter, die Arbeiter⸗ 
verſicherungbeiträge, die Unterhaltungkoſten 
der Maſchinen uſw. auf den Herſtellungpreis 
geſchlagen werden dürfen. Staub billigte in 
ſeinem Kommentar zum Handelsgeſetzbuch 
dieſe Anſicht, die aber von Veit Simon, Rehn u.a. 
ſcharf bekämpft wird. Auch von dem Bearbeiter 
des Staubſchen Kommentars, Herrn Mets- 
anwalt Pinner, der die neueſte Auflage des 
Kommentars bearbeitete, wurde Eſſers An— 
ſicht bekämpft. 

Die Aufſichtratsmitglieder der Aktien⸗ 
Geſellſchaft Voigtländer & Sohn haben ſich 
auf dieſe Verſchiedenheit der juriſtiſchen Aus⸗ 
legung des § 261 berufen, als fie von der 
herzoglichen Staatsanwaltſchaft in Braun- 
ſchweig wegen Bilanzverſchleierung ver- 
nommen wurden. Sie haben mit ihrem Ein⸗ 
wand Glück gehabt. Denn die Anklagebehörde 
hat das Verfahren eingeſtellt, weil die falſche 
Bilanzierung nach ihrer Anſicht von den Be⸗ 
ſchuldigten nicht wiſſentlich vorgenommen 
wurde. An dieſer Entſcheidung iſt vor allem 
intereſſant, daß auch nach den Ermittlungen 
der Staatsanwaltſchaft die Bilanzen der 
Aktien-Geſellſchaft Voigtländer & Sohn falſch 


geweſen ſind. Es geht aber gleichzeitig aus 
dem im Beſchluß wiedergegebenen Tatbeſtand 
deutlich hervor, daß die Rechtsauffaſſung des 
Anklägers offenbar irrtümlich iſt. Es ſei ganz 
dahingeſtellt, ob Eſſers und Staubs An- 
ſchauungen richtig ſind oder nicht. Ich will ſo⸗ 
gar einmal annehmen, daß ſie zutreffen. Auch 
in dieſem Falle können nur ſolche Handlung- 
unkoſten dem Herſtellungpreis zugerechnet 
werden, die durch den Betrieb hervorgerufen 
worden ſind. Unmöglich kann aber davon die 
Rede fein, allgemeine Unkoſten, wie Vertreter⸗ 
proviſionen, Reiſeſpeſen, Gehälter für kauf 
männiſche Beamte, Vertriebsunkoſten der 
Filialen uſw. auf den Herſtellungpreis zu 
rechnen. Man muß bei jeder Fabrik un⸗ 
bedingt zwiſchen der Herſtellungabteilung und 
zwiſchen der Vertriebsabteilung unterſcheiden. 
Nur Koſten der Herſtellungabteilung können 
für den Aufſchlag auf die Waren in Betracht 
kommen, niemals aber ſolche Unkoſten, die 
mit der Produktion ſelbſt nichts zu tun haben, 
ſondern nur der Zuführung der Waren zum 
Markt dienen. Das iſt jedoch bei der Aktien— 
Geſellſchaft Voigtländer & Sohn geſchehen. 
Sie hat in ihrer Bilanz per 30. September 
1908 außer dem Betriebskoſtenzuſchlag noch 
vom Handlungunkoſtenkonto eine Summe 
von 32% der Löhne und Betriebskoſten⸗ 
zuſchläge aufgeſchlagen, ſo daß die Waren 
beſtände um ca. 226000 % zu hoch bewertet 
ſind. Schon aus dieſem hohen Prozentſatz 
ergibt ſich, daß es ſich hier unmöglich um 
Ausgaben handeln kann, die, etwa wie die 
Gehälter von Betriebsleitern uſw., durch den 
Betrieb ſelbſt verurſacht wurden. Der braun- 
ſchweigiſche Staatsanwalt behauptet aber ſo 
gar ſelbſt, daß nach den Ausführungen der 
Beſchuldigten die geſamten Generaluünkoſten 
prozentualiter auf das Warenkonto auf 
geſchlagen worden ſind. Der Herr Staats 
anwalt verſteht übrigens unter den General 
unkoſten anſcheinend ſämtliche Unkoſten mit 
Ausnahme der Reklameſpeſen und größerer 
Verluſte bei verſchiedenen Filialen. Ich will 
hier nicht die Frage entſcheiden, ob die Mit- 
glieder des Aufſichtrats eine ſtrafbare Hand 
lung begangen haben oder nicht. Die Beant 
wortung dieſer Frage hängt davon ab, ob 
ſie davon Kenntnis hatten, daß die „geſamten 
Generalunkoſten“ zum Herſtellungpreiſe ges 
rechnet wurden. Haben fie dieje Kenntnis ge 
habt, jo dürfen fie fich nicht auf Staub oder 
auf Eſſer berufen. Denn beide ſagen etwas 
ganz anderes; keiner von ihnen denkt auch 
nur im entferuteſten daran, eine derartige 
lotterhafte, jedem Anſpruch auf kaufmänniſche 
Gewiſſenhaftigkeit hohnſprechende Buch— 
führungmethode für zuläſſig zu erklären. 


Ich weiß nicht, ob die herzogliche Staats⸗ 
anwaltſchaft zu Braunſchweig die Bücher der 
Aktiengeſellſchaft Voigtländer & Sohn von 
Fachleuten prüfen ließ. Vorläufig ſcheint mir 
das nicht gerade wahrſcheinlich zu ſein. Denn 
ſie hätte ſonſt gefunden, daß noch andere 
Buchführungmanöver der ſchlimmſten Art 
vorgekommen ſind. Sie hätte z. B. feſtgeſtellt, 
daß die mit den Generalunkoſten belaſteten 
Herſtellungpreiſe in vielen Fällen (3. B. die 
Preiſe der Mikroſtative und der Kameras) 
erheblich höher waren als die Verkaufspreiſe 
am Tage des Bilanzabſchluſſes. Das verſtößt 
zwar nicht gegen § 261, aber gegen $ 40 des 
Handelsgeſetzbuches, der für jeden Kaufmann 
Anwendung findet und vorſchreibt, daß bei 
der Aufſtellung der Bilanz ſämtliche Ver- 
mögensgegenſtände nach dem Wert des Tages 
einzuſetzen ſind, für den die Aufſtellung er⸗ 
folgt. Sie hätte ſogar entdeckt, daß diejenigen 
Beträge, die nach Eſſers und Staubs Anſicht 
zu den Herſtellungkoſten geſchlagen werden 
dürfen, von vornherein auf das Konto der 
Betriebsunkoſten, aber nicht auf das der 
Handlungunkoſten gebucht wurden. Die 
Staatsanwaltſchaft hätte bei einer Prüfung 
der Bilanz per 30. September 1907 eben 
falls ſehr merkwürdige Dinge entdecken 
können. Sie hätte dann an die Beſchuldigten 
die Frage geſtellt, wozu denn ein ſogenannter 
„Teuerungzuſchlag“ auf den Herſtellungpreis 
gerechnet wurde. Sie hätte vielleicht ermittelt, 
daß der Herſtellungpreis damals gerade ſo 
hoch bemeſſen wurde, wie man ihn brauchte, 
um eine Dividende von 10% verteilen zu 
können. Iſt das keine Bilanzverſchleierung? 

Ob der frühere Direktor der Aktien— 
Geſellſchaft Voigtländer & Sohn und die Mit— 
glieder des Aufſichtrats zur ſtrafrechtlichen 
Verantwortung gezogen werden, kann für die 
Oeffentlichkeit an ſich ſehr gleichgültig ſein. 
Mich intereſſiert an dieſem Vorfall nur die 
Tatſache, daß eine Aktien -Geſellſchaft jahre- 
lang ungeſtraft falſche Bilanzen veröffent⸗ 
lichen darf. Der Aufſichtratsvorſitzende beſitzt 
einen großen Teil der Aktien, ſo daß, wenn 
die übrigen Aktionäre ſich nicht einmütig zu 
ſammenſcharen, nicht einmal daran zu denken 
iſt, daß die Generalverſammlung einen ſolchen 
Verwaltungrat ſeines Amtes enthebt. Damit 
wird aber auch die zivilrechtliche Haftung 
recht zweifelhaft. Der Aufſichtrat darf nach 
der Anſicht des Staatsanwalts ſämtliche Un⸗ 
koſten auf den Herſtellungpreis ſchlagen, und 
die Aktionäre müſſen die Entwertung ihres 
Aktienbeſitzes ruhig mitanſehen. Welchen 
Zweck haben die Beſtimmungen unſeres 
Handelsgeſetzbuches, wenn ſie in der Praxis 
ſolche Anwendung finden? 
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Bucher ſhop und (Prämiengefchäfte. 


Von Rechtsanwalt Dr. Arthur Nussbaum- Berlin. 


Seit dem Inkrafttreten des neuen Börſen⸗ 
geſetzes iſt zum großen Schaden des reellen 
Bankierſtandes eine höchſt bedenkliche Vermehrung 
jener ſogenannten „Bankiers“ zu beobachten, die, 
mit den Mitteln des „Anreißertums“ und des 


„bucket shop“ Syſtems arbeitend, aus der 
Ausbeutung und Uebervorteilung unerfahrener 
Privatperſonen ſich ein Gewerbe machen. 


Die gerichtliche Praxis hat ſich bereits in zu— 
nehmendem Maße mit dieſen Erſcheinungen zu be— 
ſchäftigen. Die Bekämpfung des Unweſens, das 
allzu geeignet iſt, die mit großer Mühe einiger— 
maßen zum Schweigen gebrachten Vorurteile gegen 
die Börſe neu zu beleben, iſt eine wichtige und 
dringende Aufgabe des Bankierſtandes. Leider find 
jene paraſitären Elemente meiſt weder Mitglieder 
der Börſe noch der Standesvereinigungen und ent— 
ziehen ſich dadurch der Einwirkung der Ehren— 
gerichte und der ſonſtigen Organe, die ſich die Auf— 
rechterhaltung anſtändiger kaufmänniſcher Ge— 
pflogenheiten im Bankierſtaude zur Aufgabe ſetzen. 
Hier wird namentlich die Preſſe aufklärend und 
warnend einzugreifen haben. 

Die Methode der bucket shops beruht bekannt— 
lich darauf, daß der bucket shop grundſätzlich und 
planmäßig jede Deckung für die ſeinen Kunden 
gegenüber eingegangenen Eugagements unterläßt 
und dadurch ohne Wiſſen des Kunden zu deſſen 
Gegenſpieler wird, dem naturgemäß nur an dem 
Verluſt und an ſchlechter Beratung des Kunden 
gelegen ſein kann. Verliert nun der Kunde, ſo ver— 
bleiben dem bucket shop alle Einſchüſſe und 
ſonſtigen Zahlungen des Kunden in Höhe des Ber- 
luſtes als reiner Verdienſt, während der reelle 
Bankier im allgemeinen auf ſeine Proviſion an— 
gewieſen iſt; daher iſt der Betrieb eines bucket 
shop ein ſo lohnendes Geſchäft. Gewinnt aber der 
Kunde trotz der Ratſchläge ſeines „Bankiers“, ſo 
beſteht nunmehr der Haupttrick des bucket shop 
darin, zu verhüten, daß der Kunde ſeinen Gewinn 
realiſiert und Auszahlung ſeines Guthabens ver— 
langt. Dies iſt für den bucket shop gar nicht ſo 
ſchwer. In erſter Linie wird er den Kunden zu 
überreden ſuchen, ſein Engagement zu prolon— 
gieren; indem er z. B. die bisherige Kurs⸗ 
ſteigerung, an welcher der Kunde verdient hat, als 
den Beginn einer weiteren „Aufwärtsbewegung“ 
hinſtellt, wird er bei dem Kunden williges Gehör 
finden. Jetzt iſt der bucket shop in einer günſtigen 
Lage, denn ſobald ein neunenswerter Kursrückgang 
eintritt, ſo verlangt er einen kräftigen Nachſchuß 
und ſchreitet, wenn dieſer nicht beſchafft wird, zur 
Exekution auf der Grundlage des dem Kunden un⸗ 
günſtigen Kurſes. Aber auch wenn dieſe Mani— 
pulation nicht gelingt, oder wenn der Kunde bei 
günſtigem Kurs auf Löſung des Engagements be- 
ſteht, oder meun der Bankier es für vorteilhafter 


hält, den Kunden zunächt gewinnen zu laſſen, 
ſo gibt es andere Mittel. Vor allem wird der 
Kunde veranlaßt, mit ſeinem Guthaben eine neue 
Spetulation einzugehen. Das Lockmittel beſteht 
jetzt darin, daß der Kunde keinen Pfennig zu zahlen 
braucht, um die Möglichkeit großer Gewinne zu 
erhalten, deren Unausbleiblichkeit ihm planſibel 
gemacht wird. Geht nun der Kunde das neue 
Engagement ein, ſo wiederholt ſich das alte Spiel. 
Bei geeigneter Auswahl des Kunden und geeigneter 
Beratung wird der Kunde in letzten Effekt immer 
der Verlierende ſein. 

Die Gefährlichkeit des bucket shops für den 
Kunden wird nun potenziert durch die Form des 
Prämiengeſchäftes, das demgemäß die bevorzugte 
Geſchäftsart der bucket shops bildet. In der 
Regel fällt dabei dem Kunden die Rolle des Käufers 
einer Vorprämie zu, entſprechend der allgemeinen 
Neigung des Publikums zu Hauſſeſpekulationen, 
die fih nicht nur aus pſychologiſchen Gründen, 
ſondern auch aus der größeren Schwierigkeit er⸗ 
klärt, die die Baiſſe-Spekulationstechnik dem Laien— 
verſtändnis bietet. 

Das Prämiengeſchäft hat nun von vornherein 
für den Kunden etwas ungemein Verlockendes, 
denn es bietet ihm bei beſchränktem Riſiko die 
Möglichkeit unbegrenzten Gewinns. Die Vorteile 
dieſer Situation werden dem Kunden mit allen 
Mitteln der Ueberredung ausgemalt. Der bucket 
shop hat kleine Proſpekte oder Schriften, die dem 
Kunden die Unübertrefflichkeit dieſer Geſchäftsform 
in allen Tonarten und an Beiſpielen demonſtrieren, 
bei denen der Kunde natürlich immer gewinnt. Ver- 
ſchwiegen wird aber dent Kunden bei dieſen lehr— 
reichen Elaboraten, daß der Begrenzung des Ver— 
luſtes eine Verminderung der Gewinn-Chance ent- 
ſpricht. Denn wenn der Vorprämienkäufer ge— 
winnen ſoll, ſo muß natürlich die Kursſteigerung 
eine ſtärkere ſein als beim feſten Kauf der Stücke; 
entſprechendes gilt für den Kursrückgang beim 
Rückprämiengeſchäft. Die mathematiſche Wahr— 
ſcheinlichkeit des Gewinnes iſt alſo für den Kunden 
verringert. Gerade dieſes Verhältnis, das für den 
reellen Bankier an ſich durchaus keinen Vorteil 
bedeutet, läßt dem bucket shop den Abſchluß von 
Prämiengeſchäften beſonders erſtrebenswert er— 
ſcheinen. Die Uebernahme des höheren Riſitos 
macht ihm wenig oder gar nichts aus, weil es 
ſein Geſchäftsprinzip iſt, im Falle des Verluſtes 
doch nicht zu bezahlen. Er will vor allem bares 
Geld, nämlich die Prämie, die er ſich gewöhnlich 
ſofort anzahlen läßt; und ſie zu behalten, hat 
er eben die größere mathematiſche Wahrſchein— 
lichkeit. 

Die Form der Prämiengeſchäfte iſt für den 
bucket shop weiter deshalb beſonders bequem, weil 
die Prämienſätze und Prämienkurſe bekanntlich 


offiziell nicht notiert werden, und die privaten 
Veröffentlichungen nicht maßgebend, auch nicht un⸗ 
bedingt zuverläſſig ſind. Der bucket shop kann 
daher dem Kunden unter Umſtänden willkürliche 
Preiſe berechnen; einem Hinweis auf die privaten 
Veröffentlichungen entgeht er am leichteſten Da- 
durch, daß er ſeine Prämiengeſchäfte auf eine 
andere Prämienmitte ſtellt, wie fie dem befannt- 
gemachten Kurſe zugrunde liegt. 


Bei der Verleitung ungebildeter Perſonen zu 
Prämiengeſchäften kommt daneben für den bucket 
shop noch in Betracht, daß die techniſchen Einzel— 
heiten des Prämiengeſchäftes nicht ganz leicht zu 
verſtehen und durch Wahl geeigneter Kunſtaus⸗ 
drücke (z. B. Abandonierung ſtatt Verfall der 
Prämie, Koſtgeſchäft ſtatt Prolongation) noch mehr 
zu verdunkeln find. 


Wann man es mit einem bucket shop zu tun 
hat, wird der mit dieſen Verhältniſſen Vertraute 
leicht herausfinden, auch wenn ein ſtrikter Nach— 
weis zunächſt nicht geführt werden kann. Wichtige 
Indizien liegen darin, daß der „Bankier“ zum 
Börſenbeſuch nicht zugelaſſen iſt, daß er durch 
marktſchreieriſche Anpreiſungen insdeſondere von 
Prämiengeſchäften unerfahrenes Privatpublikum 


zum Börſenſpiel zu verleiten ſuchr, daß 
er in, ſeinen Geſchäftsbedingungen dem 
Kunden Fallen ſtellt. Letzteres geſchieht 


z. B. dadurch, daß der bucket shop, um ſich der 
geſetzlichen Pflichten des Kommiſſionärs zu ent⸗ 
ledigen, erklärt, ſämtliche Geſchäfte nur als Eigen- 
händler (wohl zu unterſcheiden von Selbſt— 
kontrahent!) auszuführen. Meiſt weichen auch die 
Prämienſätze von den normalen ab. Gewöhnlich 
ſind ſie niedriger, um das Publikum anzulocken. 
Der bucket shop kann auch billiger ſein, denn er 
ſpart von vornherein Stempel und Courtage für 
das Deckunggeſchäft, die bei den erheblichen in 
Frage kommenden Nominalbeträgen ſchon etwas 
ausmachen; vor allem ſpielt der Preis beim 
bucket shop keine Rolle, weil er im Falle des 
Verluſtes doch nicht bezahlt. Eine gröbere Form 
der Ausbeutung iſt es, wenn die Prämienſätze 
ſich dauernd über das normale Maß erheben, was 
gewöhnlich dadurch verſchleiert wird, daß ſie auf 
„ſchiefer Mitte“ berechnet werden. Im Prozeßfall 
iſt der Nachweis des bucket shop durch die Be— 
zugnahme auf die Handlungbücher des „Bankiers“ 
und Eideszuſchiebung über die Vornahme von 
Deckunggeſchäften in der Regel unſchwer zu cr- 
bringen. 


Das Geſetz bietet nun zur Bekämpfung der 
bucket shops und zur Schadloshaltung ihrer 
Opfer weit mehr Mittel, als gemeinhin ange⸗ 
nommen wird. Ueberhaupt beruht die Zunahme, 
die die bucket shops in neuerer Zeit erfahren 
haben, meineg Erachtens nur indirekt auf dem 
neuen Geſetz, und zwar infofern, als mit der 
Kräftigung, die der legitime Terminhandel durch 
das Börſengeſetz erfahren hat, eine gewiſſe För- 
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derung der illegitimen Auswüchſe dieſes Handels 
unausbleiblich verbunden ſein muß; daneben 
mögen auch Irrtümer über die Tragweite der 
neuen Geſetzesbeſtimmungen dazu beigetragen 
haben, die unlauteren Elemente aus ihrem Dunkel 
hervorzulocken. 

Zu wenig bekannt und zu wenig angewendet 
ift insbeſondere die Vorſchrift des § 94 des Börjen- 
geſetzes: „Wer gewohnheitmäßig in gewinnſüchti⸗ 
ger Abſicht andere unter Ausbeutung ihrer Un— 
erfahrenheit oder ihres Leichtſinns zu Börſen— 
ſpekulationsgeſchäften verleitet, welche nicht zu 
ihrem Gewerbebetriebe gehören, wird mit Ge- 
fängnis und zugleich mit Geldſtrafe bis zu 15 000 
Mark beſtraft. Auch kann auf Verluſt der bürger 
lichen Ehrenrechte erkannt werden.“ Der Betrieb 
eines bucket shop ſchließt zwar die Merkmale 
des 8 94 nicht notwendig in ſich, tatſächlich wird 
der bucket shop aber wohl immer gegen dieſe 
Strafbeſtimmung verſtoßen. Liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 94 aber vor, fo hat der Schuldige 
nicht nur Strafe verwirkt, ſondern er muß dem 
Beſchädigten gemäß § 823 Abſ. 2 des Bürger: 
lichen Geſetzbuches auch Schadenserſatz leiſten und 
auf diefe Weiſe ſelbſt ſolche Zahlungen heraus⸗ 
geben, die er nach den Rechtsgrundſätzen über die 
Fermin- und Differenzgeſchäfte an ſich behalten 
dürfte. Ferner bedroht § 95 des Börſengeſetzes 
mit Gefängnis und fakultativ mit Geldſtrafe und 
Ehrverluſt den Kommiſſionär, der, um ſich oder 
einem Dritten einen Vermögensvorteil zu ver- 
ſchaffeu, das Vermögen des Kommittenten dadurch 
beſchädigt, daß er hinſichtlich eines abzuſchließen— 
den Geſchäfts wider beſſeres Wiſſen unrichtigen 
Rat oder unrichtige Auskunft erteilt oder bei der 
Ausführung eines Geſchäfts abſichtlich zum Nach— 
teil des Kommittenten handelt. Es ift nun aller- 
dings im einzelnen Falle wohl kaum jemals nach— 
zuweiſen, daß der bucket shop feine Ratſchläge 
wider beſſeres Wiſſen gegeben hat und daß durch 
die Vornahme von Deckunggeſchäften die 
Schädigung des Kunden vermieden worden wäre; 
denn die Deckunggeſchäfte müſſen naturgemäß den 
Kurs in einem dem Kunden ungünſtigen Sinn 
beeinfluſſen. Nur wenn der bucket shop feinen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen iſt, und er 
jich bereits bei Eingehung der Geſchäfte mit Rück⸗ 
ſicht auf ſeine ſonſtigen Verpflichtungen und die 
Lage ſeines Vermögens ſagen mußte, daß er bei 
einer dem Kunden ungünſtigen Kursentwicklung 
dieſen nicht werde befriedigen können, ſo erſcheint 
die Anwendung des § 95 geboten. Das Reichs— 
gericht hat ſich vor kurzem in der Sache Friedberg 
mit dieſer Frage beſchäftigt, doch ift die Ent- 
ſcheidung noch nicht veröffentlicht worden. 

Daß die Börſen⸗Ehrengerichte gegen Börjen- 
beſucher, deren Gewerbe ſich als bucket shop Dar: 
ſtellt, einzuſchreiten haben, bedarf nur der Gr- 
wähnung. Das Anreißertum als ſolches ift ſchon 
wiederholt Gegenſtand der ehrengerichtlichen Whi- 
dung geweſen. 


Vor allem kommen auch 
über Betrug in Betracht, und zwar weniger die 
einſchlägigen Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs 
(8 263), deren Anwendung hier auf rechtliche Hin⸗ 
derniſſe ſtößt, als die zivilrechtlichen Regeln über 
die argliſtige Täuſchung (Ss 123 f des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs). Eine argliſtige Täuſchung iſt ſchon 
in dem Verſchweigen des bucket shop- Betriebes 
zu finden, denn der Kunde geht davon aus, daß 
der Bankier die Intereſſen des Kunden beſtens 
wahrt, und nicht auf dem Rücken des Kunden 
ſpekuliert, was die notwendi ge Folge des plan⸗ 
mäßigen Unterlaſſens der Deckunggeſchäfte iſt; 
demgemäß iſt im allgemeinen anzunehmen, daß 
der Kunde bei Keuntuis der wahren Sachlage 
die Geſchäfte nicht eingegangen ſein würde. Häufig 
liegen aber beim bucket shop noch ſpeziellere und 
gröbere Fälle argliſtiger Täuſchung vor, z. B. 
indem der Kunde in den Irrtum verſetzt wird, 
die berechneten Prämien beruhten auf amtlicher 
Notierung oder auf Geſchäften, die der bucket 
shop wahrheitswidrig an der Börſe tatſächlich aus⸗ 
geführt zu haben behauptet. Die Rechtsfolge der 
argliſtigen Täuſchung beſteht nun darin, daß die 
geſchloſſenen Geſchäfte ein Jahr nach Entdeckung 
der Täuſchung angefochten werden können und 
alle darauf geleiſteten Zahlungen infolgedeſſen 
zurückgewährt werden müſſen; ebenſo kann der 
Anfechtende Erſatz ſeines weiteren Schadens ver- 
langen. 

Meiſt ſucht der bucket shop, wie bereits be— 


die Beſtimmungen 


merkt, einer ſpäteren Haftbarmachung dadurch zu 
entgehen, daß er in ſeine Geſchäftsbedingungen 
die regelmäßig von dem Kunden überhaupt nicht 
verſtandene Klauſel aufnimmt, er führe alle Ge— 
ſchäfte als „Eigenhändler“ (d. h. alſo als Käufer 
oder Verkäufer, nicht als Kommiſſtonär) aus. RIG 
deſſen find derartige SManjeln, wie neueſtens in 
einer Entſcheidung des Oberlandesgerichts Dresden 
mit Recht ausgeſprochen worden iſt, wirkunglos, 
ſoweit der Bankier ſich als Vertrauensmann des 
Kunden geriert und damit ſelbſt als Kommiſſionär 
qualifiziert hat. 

Das Publikum iſt alſo der Ausbeutung ſeitens 
der bucket shops auch nach dem neuen Börſengeſetz 
keineswegs ſchutzlos preisgegeben. Audererſeits hat 
der reelle Bankier von den oben erwähnten Geſetzes⸗ 
beſtimmungen und Rechtsbehelfen nichts zu be— 
fürchten. Es mag noch ausdrücklich hervorgehoben 
werden, daß unſere Ausführungen nicht etwa 
darauf abzielen, die gelegentliche Unterlaſſung von 
Deckunggeſchäften ſeitens des Bankiers oder den 
Abſchluß von Prämiengeſchäften mit Kunden ſchon 
an ſich als etwas Unerlaubtes hinzuſtellen. Da- 
von kann keine Rede ſein. Unſere Angriffe richten 
ſich nur gegen die plaumäßige, auf Ausbeutung 
des Kunden gerichtete Unterlaſſung der Deckung⸗ 
geſchäfte und die im Dienſte dieſes Zwecks ſtehende 
oder ſonſt mit unlauteren Mitteln betriebene Ver 
wendung der Fornt des Prämiengeſchäftes. Hier 
gegen aber muß mit aller Entſchiedenheit vorge 
gangen werden. 


Revue der Preffe. 


In den Verhandlungen über den deutſch⸗amerikaniſchen 
Bandelsvertrag fpielt der Geſetzentwurf der preußiſchen Re⸗ 
gierung über den Abſatz von Kalifalzen eine große Rolle. 
Die Beſchränkungen, die für die Abwicklung der Shmidt- 
mannſchen Verträge mit den amerikaniſchen Abnehmern 
vorgeſehen ſind, ſowie überhaupt die Vorſchläge, die in dem 
Entwurf gegen die Verſchleuderung von Kalifalzen im Aus» 
land gemacht worden ſind, ſollen Amerika veranlaßt haben, 
mit der Inkraftſetzung des Maximaltarifes zu drohen, falls 
der Geſetzentwurf nicht zurückgezogen wird. Unter dieſen 
Umſtänden iſt ein Artikel von Intereſſe, den der Berliner 
Börfen-Courier (20. Januar) über die fogenannten 

Scmidimann-Bradley-Kontrakte 
veröffentlicht. Das Blatt wirft die Frage auf, ob Schmidt⸗ 
mann am 50. Juni 1909 unmittelbar nach Auflöſung des 
Kalifyndifats wirklich gutgläubige Kontrakte mit Bradley 
abgeſchloſſen hat, da naturgemäß nur ſolche Verträge ge⸗ 
ſchützt werden können. Bradley ſei, wie das Blatt ausführt, 
ſeit Jahren darüber informiert geweſen, daß in Deutſchland 
Reichs geſetze erwogen werden, um einem übermäßigen Ein⸗ 
fluß des Auslandes auf die Kaliproduktion entgegenzutreten. 
Seit 1908 geht daher das Beſtreben des Bradleyſchen 
Nordtruſts dahin, entweder ein deutſches Kaliwerk oder 
außerſyndikatliche Lieferungverträge zu erwerben. Intereſſant 


iſt hierbei die Enthüllung, daß die Aktienmajorität des 
Kaliwerks Teutonia im Dezember 1908 an Bradley verkauft 
werden ſollte. Der Dertrag war bereits abgeſchloſſen, aber 
Bradley hat ſich dann, wie das Blatt behauptet, durch 
Schiebungen der Erfüllung entzogen. Im Februar 1900 
ſoll nun Bradley bereits haben erkennen laſſen, daß nicht 
der Kauf eines Kaliwerkes, ſondern die Erwerbung eines 
Lieferungvertrages ſeinen Intentionen entſpreche. Bieraus 
wird der Schluß gezogen, daß er bei den Vereinbarungen mit 
Schmidtmann unmöglich gutgläubig geweſen fein kann. — 

Herr Alexander Weiner, Direktor des Wiener Bank, 
vereins veröffentlicht in der Neuen Freien Preſſe 
(19. Januar) Beobachtungen, über das 

amerikaniſche Wirtſchaftleben. 

Seine Schilderungen ſind beſonders deshalb intereſſant. 
weil er auf den Gegenſatz zwiſchen dem Oſten und 
dem Weſten aufmerkſam macht. In den weſtlichen 
Staaten wiſſen ſelbſt die Bankiers in der Regel 
wenig von dem Treiben in Wallſtreet und ſtehen den 
Bewegungen des Marktes kühler gegenüber, als wir in 
Europa. Es wird dort Klage geführt, daß der reiche Often 
feine Seit und kein Geld für die wirtſchaftliche Expanfion 
des Weſtens übrig habe. Er ziehe im Gegenteil noch die 
Vorräte an Fahlungsmitteln und die verfügbaren Arbeit⸗ 


kräfte an fih. Dabei hat der Weiten alles aus eigener 
Kraft geſchaffen; namentlich in den Gebieten des Mittel- 
weſtens (3. B. im Staate Utah) liegt ein großes Stück der 
Fukunft des Landes. Doch ift der Mangel an landwirt⸗ 
ſchaftlicher Bevölkerung, deren Heranziehung auf Schwierig 
keiten ſtößt, fühlbar. Schneller als im Mittelweſten ift die 
Kultur in den Staaten am pacifiſchen Ozean (Waſhington, 
Oregon und Kalifornien) vorgeſchritten. Intereſſant iſt 
ſchließlich noch die Auffaſſung über die Eruftfrage. Die 
Entſcheidung des Gerichtshofes gegen die Standard Oil 
Company entſpringt nach Anſicht des Derfaffers keineswegs 
einer antikapitaliſtiſchen Idee, ſie wäre eher als kapitaliſtiſch 
anfzufaſſen. Denn der Petroleumtruft hat die Gelpreiſe 
ſtändig herabgeſetzt; dadurch wurde die Erſchließung neuer 
OGelgruben verhindert und die Beſitzer ſolcher Gruben 
konnten fih nicht betätigen, während der Konſum nicht zu 
leiden hatte. Die wirtſchaftlichen Ausſichten werden als 
gut bezeichnet. — In dieſem Fuſammenhang fet auf einen 
Artikel der Frankfurter Zeitung (19. Januar) über 


Morgan 

hingewieſen. Morgans Einfluß dominiert bei drei National- 
banken (der Bank of Commerce, der Firſt National und 
der Liberty Ltd.) und bei ſieben Truſtcompagnien (Aftor, 
Bankers, Equitable, Guarantp, Mercantile, Newpork und 
Standard). Daneben iſt Morgan noch ſtark an der National 
City Bank intereſſtert. In der Lebensverſicherungbranche 
hat das Haus Morgan jetzt die Kontrolle über die Newpork 
Life und die Equitable. Auf dem Gebiete der Induſtrien 
ift Morgan beſonders an der Eifen: und Stablinduſtrie be» 
teiligt. In ſeinen Händen liegt bekanntlich die Kontrolle 
der United Staates Steel Corporation. Daneben wird ihm 
möglicherweiſe auch noch die Uupferbranche untertan, und 
auch in elektriſchen Unternehmungen hat ſich die Firma 
bemerkbar gemacht. Im Transportwefen hat fie ihren 
Halt noch befeſtigt; als eigentliche Morganbahnen gelten 
die Atlantic Coaſt Line, Southern Railway, Erie und 
Chicago und Great Weſtern. Ihr hat ſich ferner ein großer 
Teil der amerikaniſchen Küftenfhiffahrt unterworfen; im 
Auslande ift fie an Salpeterlagern in Chile, an mittel- 
amerikaniſchen Anleihen ſowie an chineſiſchen Eifenbahn- 
unternehmungen beteiligt. Morgan ſelbſt ift 72 Jahre alt 
und ſtammt aus einer nicht übermäß'g reichen Bankier⸗ 
familie, Die Schattenſciten feiner Finanzgebarung haben 
ſich ſchon einmal im Bürgerkrieg gezeigt, als er eine 
Waffenlieferung finanzierte, die ſpäter Anlaß zu einer 
Hongreßunterſuchung gab. Es wurden 5000 unbrauchbare 
Karabiner von der Regierung zu 5 ½ Dollar gekauft und 
ſpäter wieder an dieſelbe Regierung, ebenſo unbrauchbar, 
für 22 Dollar verkauft. Morgan war der finanzielle Leiter 
dieſer Transaktion. Auch in neuerer Seit gibt es mindeftens 
drei Fälle, die eine kritiſche Beleuchtung ſchwerlich vertragen. — 

Demfelben Blatt (21. Januar) entnehme ich eine 
Statiſtik der 

Rapitals anlage in Deutfdland, 

Auf Grund der Effektenſtempel⸗Einnahmen berechnet das 
Blatt, daß die Kupitalsanlage insgeſamt von 1900,01 bis 
1909 von 1408 Mill. auf 4866 Mill. V angewachſen ift. 
Die Anlage in feſtverzinslichen Werten ſtieg von 1168,7 
auf 3815 Mill. %, diejenige in Aktien von 232,79 auf 
1055 Mill. s£. Der Betrag der Dividendenpapiere ift alfo 
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prozentual raſcher geſtiegen als der der feſtverzinslichen 
Werte. Allein an inländiſchen Werten wurden (doch ohne 
Staatspapiere und Kuge) in 1909 3069,86 Mill. 42 ver- 
ftenert gegen 2746,85 Mill. AL in 1908. Die Staatspapiere 
find infolge der Stempelfreiheit getrennt nach der Emiſſions⸗ 
ſtatiſtik aufgenommen. Prozentual ergaben fih daher in 
ausländiſchen Wertpapieren 15,1% (49% in 1908), an 
(inländiſchen) Staatsanleihen 21,9%, (26,2 9), an Kommunal- 
und Nypothekenobligationen 54,4% (36,7 %), an Aktien 20 0% 
(19,5 %), an Induſtrieobligatiouen 8,5 % (11,8%). 
Ueber einen 

neuen Nohſtoff der Tertilinduſtrie 
berichtet die Heitſchrift für Textilinduſtrie (15. Januar) 
nach einem Vortrag, den Herr Dr. Richard Schwarz im 
Niederöſterreichiſchen Gewerbeverein in Wien gehalten hat. 
Der Redner wies darauf hin, daß die Abhängigkeit Europas 
von den überſeeiſchen Staaten bei der Derforgung der Textil- 
induſtrie mit Rohſtoffen ſich von Jahr zu Jahr ungünſtiger 
geſtaltet. Ebenſo wie in Baumwolle iſt Europa auch in 
Jute von überſeeiſchen Staaten (Indien) abhängig. Die 
Schafwollproduktion nimmt in Auſtralien und den La Plata- 
Staaten zu, in Europa ab. Auch in Seide iſt Europa 
teilweiſe von Aſien abhängig. Es ſei einer Wiener Firma 
gelungen, ein Degummierungverfahren ausfindig zu machen, 
das beſonders für die europäiſche Brenneſſel Anwendung 
findet, die anſtelle der ausländiſchen Neſſel Verwendung 
finden kann. Die Anwendung der Veſſelfaſer kann ſich 
wohl auf die meiſten Zweige der Textilinduſtrie erſtrecken. 
Sie kann wahrſcheinlich dazu dienen, ganz neue Stoffe zu 
ſchaffen, die man aus keinem der anderen bekannten Textil- 
Rohftoffe herzuſtellen vermag. — Eine 

Aenderung der Ronkursordnung 
fordert der Gläubiger⸗Schutzverband in der Textilinduſtrie 
in einer Fuſchrift an das Berliner Tageblatt (18. Jan.). 
Während im Jahre 1908 in ganz Deutſchland 9379 Kon- 
kurſe eröffnet und 2195 Konfursanträge mangels Maffe 
zurückgewieſen wurden, kamen in Berlin allein 342 Kon- 
kurſe zur Eröffnung und 316 zur Ablehnung. Diefer Unter: 
ſchied iſt nicht allein aus örtlichen Urſachen begründet, 
ſondern rührt zum großen Teil aus dem Syftem her. In 
Berlin wird ein Konkursverwalter mit der Kecherche über 
den Stand der Maſſe beauftragt. Er iſt nun auf den Ge⸗ 
meinſchuldner angewieſen, der ein Intereſſe an der Vicht 
eröffnung hat. Solange die Konfursordnung eine Eröffnung 
ohne Kückſicht auf den Stand der Maſſe nicht zuläßt, 
könnten die zuftändigen Konkursgerichte eine Suziehung des 
Antragſtellers oder des Bevollmächtigten bei der Recherche 
anordnen und die Bücher und Wertſtücke des Gemein: 
ſchuldners bis zur beendeten Prüfung durch eine vorläufige 
Beſchlagnahme ſichern. Nach der jetzigen Lage der Geſetz⸗ 
gebung iſt auf Betrug und Leichtſinn des Schuldners 
geradezu eine Prämie geſetzt. Die Fahl der Aonkursver⸗ 
walter in Berlin müßte vermehrt, ihre Gebühren ſollten er⸗ 
höht werden. Aber fie ſollten nicht mehr Konkurſe be- 
arbeiten, als fie ſelbſt überwachen können. — 

Auf eine beträchtliche 

Zunahme der Lebensverſicherungen 
macht die Wirtſchaftliche Korrefpondenz (24. Jan.) 
aufmerkſam. Im Laufe des Jahres 1907 war bei den 
42 deutſchen Lebens verſicherunganſtalten die Höhe der Der- 


fiherungfumme von 9,58 auf 10,15 Milliarden 4 geftiegen. 
Im Jahre 1908 wurden 1067 Verſicherungen im Betrage 
von ca. 1,067 Milliarden abgeſchloſſen. Nach Abzug 
der ausbezahlten Policen uſw. betrug die Höhe der Lebens⸗ 
verſicherungſumme in Deutſchland Ende 1908 ca. 10,69 
Milliarden æ. Das Barvermögen betrug Ende 1908 rund 
4423,5 Mill. ; hiervon waren 82,6% in mündelſicheren 
Papieren angelegt. — 

Schon oft wurde in der Handelspreffe bemängelt, daß 
einige Aktiengeſellſchaften ihre 

Generalverſammlungen unter Aus ſchluß der 
Oeffentlichkeit 


abhalten. Die Neue Hamburger Zeitung (19. Januar) 
macht auf einen befonderen Fall dieſer Art aufmerkſam. 
Das Blatt berichtete vor kurzem, daß die Deſenisz & Jacobi 
A.⸗G. Hamburg in einer Generalverſammlung, zu der die 
Preſſe nicht zugelaffen war, den Aufſichtrat und Vorſtand 
mit der beſtmöglichen Verwertung der Aktien betraute. 
Hieran wurde die Kritik geknüpft, daß infolge der Geheim- 
haltung nicht zu beurteilen ſei, ob alle Aktionäre mit dem 
Dorichlage der Verwaltung einverſtanden ſind. Darauf 
ſchrieb die Direktion, es werde nichts im Wege ſtehen, dem 
Blatt auch ferner dieſelben Mitteilungen über die Gefell- 
ſchaft zu geben, wie anderen Hamburger Blättern, doch 
müſſe die Neue Hamburger Zeitung der Geſellſchaft erſt die 
Derfiherung geben, ihr vor der Veröffentlichung Mitteilung 
zu machen und Gelegenheit zur Kichtigſtellung zu geben. 
Mit Recht legt die Neue Hamburger Zeitung gegen ein 
ſolches Verfahren Verwahrung ein. — 

Schließlich ſei noch auf einen intereſſanten Artikel des 
Geh. Reg.⸗Rats Dr. Seidel-Berlin in der Kreuzzeitung 
(20. Januar) über das Thema: 


Die Sparkaſfen und der Realkredit 
hingewieſen. Von dem geſamten Vermögen der Sparkaſſen 
waren im Jahre 1902 9490,73 Mill. M zinsbar angelegt 
gegen 9180,85 und 8693,83 Mill. M in den beiden Dor. 
jahren. Hiervon entfielen auf ſtädtiſche Hypotheken 3712 
Mill. HM gegen 3486 bzw. 3217 Mill. M in den Vorjahren, 
auf ländliche Hypotheken 2029 gegen 1966 bzw. 1882 Mill. M. 
Die ſtädtiſchen Hppotheken betrugen in 1907 59,11%, die 
ländlichen 21,38% (zuſammen 60,49% ), in 1906 die 
ſtädtiſchen 37,97, die ländlichen 21,42% (zuſammen 50,50 %). 
Während nun die frädtiihen Hppotheken feit 1905 zurück: 
gegangen find, find die Nypothekenanlagen der Sparkaſſen 
nicht unerheblich geſtiegen. Die Bevorzugung dieſer Art 
von Geldausleihung muß als ungeſund bezeichnet werden. 


Aus den Börsensälen. 


Mit oder ohne New York: Es will an der 
Börse nun einmal nicht mehr recht vorwärts 
gehen. Die schon neulich hier konstatierte Er- 
müdung der Spekulation nimmt immer 
weiter zu. In demselben Masse wie die Speku- 
lation beobachtet, dass die Kurse nicht steigen, 
schreitet sie mehr und mehr zu Abgaben. Es 
ist freilich auch diesmal nur wenig Angebot an 
den Markt gekommen, und es findet sich vor 
allem doch immer wieder eine relativ grosse 
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Anzahl von Käufern, die die Ware aufnchmen, 
Man hat an der Börse vielfach darauf hin- 
gewiesen, dass bei den Maklern in ziemlich wesent- 
lichem Umfange Kauflimite bei etwas niedrigeren 
Kursen vorlagen, und daraus den Schluss ge- 
zogen, dass die Effekten mehr in die Hände 
seriöser Besitzer übergehen. Denn, so meinte 
man, diejenigen, die ihre Kaufaufträge nur bei 
emem bestimmten Kurse ausführen lassen und 
eventuell eine Zeitlang warten, bis das Limit 
erreicht wird, spekulieren nicht von einem Tage 
zum anderen, sondern haben die Absicht, die er- 
worbenen Wertpapiere längere Zeit zu behalten, 
Die Ansicht mag eine gewisse Berechtigung 
haben, aber es führt doch zu weit, hieraus bc- 
stimmte Schlüsse ziehen zu wollen. Denn es 
kommt doch auch häufig vor, dass solche Limite 
von reinen Spekulanten zu dem Zwecke erteilt 
werden, um den bisherigen Besitz an einem be- 
stimmten Papier zu verbilligen. Immerhin soll 
nicht geleugnet werden, dass die Flüssigkeit des 
Geldmarktes auch zu Anlagekäufen in In- 
dustrieeffekten reizt. Dass sie auf den Effekten- 
markt wirkt, sicht man ja auch an der Festigkeit 
des Rentenmarktes, die in den letzten 
Wochen etwas mehr in die Erscheinung trat; 
eben weil ein Teil des zur Anlage bestimmten 
Kapitals nicht mehr in dem bisherigen Masse 
bei den Industrieeffekten Unterkommen suchte, 
* * 


* 


Die feste Haltung des Rentenmarktes gab 
der Regierung wohl auch Veranlassung, noch 
in diesem Monat die längst angekündete neue 
Anleihe zu begeben. Das nur 340 Mill. M 
4% igen Deutscher Reichsanleihe und 140 Mill. M. 
4% igen Preussischer Konsols zur Emission ge- 
langen, hat die Börse erfreut, weil man noch 
einen grösseren Betrag erwartet hatte. Nur die 
Kurse der 3%igen Anleihen wurden von der 
Spekulation daraufhin angeboten, aber es trat 
doch bald durch Interventionen eine Er- 


holung ein. 
* * 


* 


Noch deutlicher als in den letzten beiden 
Wochen war diesmal auch ein Unterschied 
zwischen den Anschauungen der Börsenspeku— 
lation und denen des Privatpublikums zu be- 
obachten. Während dieses wenig rcalisierte, und 
wie gesagt, vielfach kaufte, beurteilte die Börse 
die Tendenz pessimistischer und benutzte fast 
jede Gelegenheit zu Abgaben. Stärker als sonst 
trat sogar die Baissespekulation hervor, 
und es waren namentlich bestimmte Grossspeku- 
lanten, die einige Tage lang durch ihre Abgaben 
die Haltung der Börse beeinflussten. Sie gingen 
von der Ansicht aus, dass das Kursniveau über- 
trieben hoch ist, und darum aus irgendeinem 
Anlass eine Abschwächung eintreten muss. Auch 
wurden diese Abgaben wohl im Hinblick auf den 
Ultimo vorgenommen. Wenn Ultimogeld auch 
recht billig ist (31% bis 3%, %), so müssen doch 
kleinere Firmen ihre Hausseengagements glatt- 
stellen, weil sie an sich schwer Geldgeber finden. 
Man ist natürlich mit der starken Kurssteigerung 
in dieser Beziehung vorsichtiger geworden. Am 
Montag schien es so, als ob wieder die berühmten 


Tauschoperationen zwischen Januar- und Februar- 
ware vorgenommen werden sollen. Das gab an 
der Börse teilweise schon Grund zu der Erwägung, 
dass die Abschwächung nur auf den Ultimo 
zurückzuführen war, und nach der Prolongation 
die Kurse wieder von neucm steigen werden. Ob 
das der Fall sem wird, ist natürlich schwer zu 
sagen; zurzeit sieht es nicht gerade so aus, als 
ob in dem früheren Masse sich bei den hohen 
Kursen Käufer einfinden. 

* * 
* 


Bemerkenswert ist, dass die Schwierigkeiten 
der handels politischen Verhältnisse, denen 
Deutschland plötzlich von mehreren Seiten aus- 
gesetzt ist, von der Spekulation so wenig beachtet 
wurden. Weder die französische Zollerhöhung (die 
für unseren Export doch von ausserordentlich 
grosser Bedeutung ist) machte Eindruck, noch 
die Nachrichten über die deutsch-amerikanischen 
Schwierigkeiten. Am Freitag voriger Weche 
wurde die Tendenz allerdings schwächer, weil die 


„Rh.-Westf. Itg.“ die nahe Möglichkeit eines 
Zollkrieges mit Amerika erörterte. Besonders 


Schiffahrtsaktien, in denen auf die Ge- 
schäftsbesserung hin schon erhebliche Hausse- 
engagements eingegangen worden sind, waren an- 
geboten, aber noch zum Schluss derselben Börse 
wurden die Befürchtungen beiseite geschoben. Der 
Erfolg der Konservativen bei den englischen 
Wahlen, der ja ebenfalls auf eine Erschwerung 
des deutschen Exports hinausläuft, blieb in 
gleicher Weise unbeachtet. Die Börse rechnet 
eben damit, dass all diese Dinge vorläufig nicht 
zu einer praktischen Wirkung kommen und sie 


nicht auf einige Jahre im voraus zu sorgen braucht. 
* * 


x 


Während Bankaktien im allgemeinen ihre 
Kurse behaupten konnten, machte sich für 
Montanwerte eine schwächere Stimmung be— 
merkbar. Vorübergehend waren Gelsen- 
kirchen besonders angeboten, und es verlautete 
daher, dass die Gesellschaft pro 1909 nur 8 % 
Dividende verteilen wird. Das Gerücht wurde 
dementiert; es sollen vielmehr doch 9% wie im 
Vorjahre zur Ausschüttung gelangen. Man wollte 
dann wissen dass die Verkäufe nur zufälliger 
Natur waren, indem der Besitzer eines grösseren 
Hausseengagements dieses gelöst habe. Auf- 
fällig ist aber immerhin, dass Gelsenkirchen seit 
dem 31. Dezember um ca. 6 %, IIarpener nur 
ca. 13⁄4 %% Bochumer ca. 3%, Luxemburger 
ca. 20% zurückgegangen sind. Ist die Differenz 
auch nicht gross, so scheinen doch besondere 
Gründe für den stärkeren Abschlag massgebend 
zu sein. Die Gerüchte, dass die luxemburgischen 
Werke sich zu einem grossen Konkurrenztrust 
gegen Gelsenkirchen zusammenschliessen werden, 
wollen nicht verstummen und klingen auch sehr 
wahrscheinlich. Phö nix konnten ihren Kurs- 
stand während derselben Zeit sogar behaupten. 
Hier kommen jedoch besondere Umstände in 
Betracht. Infolge der grossen Produktion des 
Unternehmens in B-Produkten ist der Geschäfts- 
gang ebenso rasch wieder besser geworden, wie 
die Gesellschaft unter dem Konjunkturrückgang 
empfindlicher zu leiden hatte, als die übrigen 


grossen Montanwerke. Dies zugegeben, bleibt 
doch aber zu bedenken, dass der jetzige Kurs- 
stand bis auf 5% an den höchsten Kurs der 
letzten Aufschwungsperiode heranreicht! 

* 


* 
* 
Am Kassa -Industriemarkt war die 
Tendenz gleichfalls schwankend und meist 


schwächer. Einige Spezialwerte konnten weiter- 
hin Interesse finden; im allgemeinen bekundete 
die Börsenspekulation Realisationslust. Oren- 
stein & Koppel-Aktien wurden wieder in 
beträchtlichen Summen umgesetzt, indem die im 
letzten Heft des Plutus erwähnten Gerüchte stimu- 
lierten. Vielfach wurden auch die Käufe damit 
begründet, dass die Gesellschaft einen umfang- 
reichen Auftrag für Deutsch- Südwestafrika er- 
halten soll. Verhandlungen sollen noch schweben, 
aber einen günstigen Verlauf erwarten lassen. 
Inwieweit das richtig ist, lässt sich nicht beurteilen; 
immerhin muss aber zugegeben werden, dass das 
Papier im Hinblick auf die letzten Dividenden 
und Ersparnisse, die jetzt durch die Fusion mit 
der Arthur Koppel - A.-G. eintreten, sowie endlich 
im Vergleich zu dem augenblicklichen Kursstand 
vieler anderer Werte nicht als übermässig teuer 


bezeichnet werden kann. 
* * 


x 


Die Aktien der Sangerhäuser Ma- 
schinenfabrik wurden eine Zeitlang im 
Kurse erheblich gesteigert; in den letzten Tagen 
ist allerdings wieder ein Rückschlag gefolgt. Die 
Steigerung soll damit in Zusammenhang stehen, 
dass die Gesellschaft in Verhandlungen wegen 
Verkaufes der ihr gehörigen russischen Zucker- 
fabrik Rybnicza steht. Diese Verhandlungen 
sind allerdings vorläufig noch nicht zum Ab- 
schluss gelangt; sie werden zwar als aussichts- 
reich bezeichnet, können sich aber naturgemäss 
trotzdem noch leicht zerschlagen. Kommen sie 
zustande, so erwartet man eine allmähliche 
Besserung des Unternehmens, da wie bekannt, 
die Dividenden durch die schlechten Ergebnisse 
von Rybnicza erheblich geschmälert wurden. — 
Bemerkenswert ist auch die Kurssteigerung der 
Aktien der Chemischen Fabrik Gries- 
heim. Aber auch hier scheint es sich um eine 
Uebertreibung der Börse zu handeln. Die Ge- 
sellschaft besitzt ein Patent zur Herstellung einer 
leichten Metalllegierung, die geeignet sein soll, 
einen Ersatz für Aluminium zu bieten. Das Er- 
zeugnis wurde bereits auf der Frankfurter „Ila“ 
mit der goldenen Medaille ausgezeichnet. Da- 
durch, das einige Fachblätter hierüber Berichte 
veröffentlicht haben, wurde auch die Aufmerk- 
samkeit der Börse darauf gelenkt, und der Kurs 
in die Höhe gesetzt. Wie ich indes höre, soll 
die Gesellschaft vorläufig die Metalllegierung noch 
gar nicht herstellen, so dass anscheinend die Ver- 
suche noch nicht endgiltig beendet sind. 


* * 
* 


Die Erklärungen der Accumulatoren- 
fabrik vorm. W. A. Boese & Co. müssen, 
wie sich schon in der letzten Generalversamm- 
lung deutlich ergeben hat, mit grosser Vorsicht 
aufgenommen werden. Sie klingen immer sehr 


optimistisch; nachher stellt sich aber zuweilen 
heraus,. dass die Angaben entweder vollständig 
unwahr oder zum mindesten übertrieben gewesen 
sind. Mit allen möglichen Mitteln der Reklame 
wurde versucht, die Aktionäre für die Zu- 
zahlung zu begeistern. Obgleich man an der Börse 
nicht recht daran glauben ‚wollte, dass wirklich 
die notwendigen Zuzahlungen erfolgt sein sollen, 
erklärte die Direktion der Gesellschaft bereits 
einen Tag vor Schluss der Anmeldungsfrist, dass 
Zuzahlungen im Unfange von 750000 . vor- 
genommen worden seien, somit also das er- 
forderliche Mass überschritten sei. Schon am 
nächsten Tage liess die Gesellschaft aber eine 
Mitteilung ergehen, worin zu lesen war, dass 
Zuzahlungen nur auf 671600 % angemeldet 
wurden und die Frist daher verlängert 
worden ist. Die Direktion hätte auch noch hin- 
zufügen sollen, ob die zugezahlten Beträge zum 
Teil vielleicht wieder gestundet worden sind, wie 


dies bei den früheren Sanierungen geschah. 
* * 


* 


Die Aktien der Lübecker Maschinen- 
fabrik haben einen grösseren Kursrückgang 
erfahren. Bereits vor längerer Zeit verlautete, 
dass die Gesellschaft eine erheblich niedrigere 
Dividende zur Verteilung bringen werde, teilweise 
weil das Aktienkapital erhöht worden ist und 
ferner, weil die Gesellschaft bei Abgabe ihrer 
Submissionsofferten für Baggermaschinen auf— 
fallend niedrige Preise forderte. Aber das 
Emissionshaus leugnete, dass die Gesellschaft bei 
diesen Preisen nicht bestehen könne. Es be- 
hauptete, dass durch verschiedene Neueinrich- 
tungen die Lübecker Maschinenfabrik eben ın 
der Lage sei, billiger zu produzieren als die 
Konkurrenzwerke. Nunmehr zeigt sich doch 
aber jedenfalls, dass das neue Kapital nicht 
in der früheren Weise verzinst werden kann. 
Gleichzeitig erscheint aber auch die frühere 
Kurssteigerung in einem eigenartigen Lichte. Sie 
wurde dadurch unterstützt, dass fortgesetzt Re- 
klamenotizen von neuen Aufträgen in die Presse 
lanciert wurden, zu einer Zeit, wo die Gesell- 
schaft bereits wissen musste, dass an die Ver- 
teilung einer Dividende in vorjähriger Höhe nicht 
zu denken war. bb. 


Umschau. 


bb. Wochenkurse. Regelmässig, wenn die Frage 
der „Ausweichkurse“ zur Erörterung steht, taucht der 
Vorschlag auf, die Preise derjenigen Werte, in denen nur 
selten Umsätze stattzufinden pflegen, nicht mehr täglich 
zu notieren. Bisher immer bei theoretischen 
Erörterungen stehen geblieben. Nun soll jedoch, wie 
verlautet, innerhalb des Börsenvorstandes die Frage auf- 
geworfen worden sein, die Preisnotierungen der Stadt- 
anleihen nur zweimal wöchentlich vornehmen zu lassen. 
Es ist nicht zu leugnen, dass hierdurch der Uebelstand 
der nominellen Notierungen ein wenig gebessert wird, 
denn die Aufträge konzentrieren sich alsdann nur auf die 
beiden Tage der Woche, es kann daher nicht 


ist man 


und 
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ein Kurs 
statt- 


mehr so häufig der Fall eintreten, dass 
notiert wird, ohne dass tatsächlich Umsätze 
gefunden haben. Aber man darf andererseits den 
Erfolg einer solchen Massnahme nicht überschätzen. Zu- 
nächst ist berücksichtigen, dass es immerhin 
eine ganze Anzahl von Werten geben wird, in denen 
selbst bei nur zweimal wöchentlicher Notierung nicht 
immer Umsätze zustande kommen. Vor allem aber rede 
man sich nicht ein, dass durch die Aenderung den 
Emissionshäusern die Gelegenheit genommen ist, einem 
Verkaufslimit auszuweichen, d. h. den Kurs nominell unter 
dieses Limit notieren zu lassen. Denn auch, wenn die 
Kurse nur zweimal wöchentlich zur Notierung gelangen, 
werden die Emissionsbanken bestrebt sein, die Nachfrage 
aus ihren eigenen Beständen zu befriedigen und das zu 
einem bestimmten Kurse auftretende Angebot nach Mög- 
lichkeit nicht aufzunehmen. Nun könnte man einwenden, 
dass gerade durch eine weniger häufige Notierung auch 
die Nachfrage konzentriert wird, und die Emissionshäuser 
daher das Interesse haben, das Angebot aufzunehmen, um 
auch die Kaufaufträge befriedigen zu können. Dieser 
Schluss wäre jedoch keineswegs richtig. In der Praxis 
muss gerade der umgekehrte Fall eintreten. Die Emissions- 
häuser werden natürlich nicht zögern, auch an den Tagen, 
wo eine Notierung der Stadtanleihen nicht erfolgt, an 
ihre Kundschaft solche Anleihen zu verkaufen; natürlich 
auf Basis der letzten Notierung. Tatsächlich wickelt sich 
doch das Geschäft in derartigen Anleihen so ab, dass die 
Konsortialleiter an Depositenkassen, Provinzbankiers usw, 
die betreffende Anleihe unter Gewährung einer kleinen 
Bonifikation offerieren und diese nun im Tafeigeschäft 
Verkäufe an ihre Kundschaft vornehmen. Alle die auf 
solche Weise abgesetzten Summen kommen bei der Kurs- 
notierung gar nicht zum Ausdruck, und es ist für den 
Absatz ziemlich gleichgültig, ob die Preise täglich oder 
wöchcntlich zweimal festgestellt werden. Ich schedahernicht 
ein, warum die Emissionsbanken nicht genau so wie es 
jetzt der Fall ist, bemüht sein sollen, einem limitierten 
Kurse auszuweichen, um dem Angebot auszuweichen. — 
Man könnte sogar eher noch behaupten, dass durch die 
Konzentration des Angebots auf wenige Tage die Lust zur 
Aufnahme sich noch verringern wird. Der Vorschlag, die 
Kurse der Stadtanleihen nur zweimal wöchentlich zu 
notieren, ist daher nur deshalb gut zu heissen, weil die 
Anzahl der an sich falschen nominellen Notierungen ver- 
ringert wird. Viel ‚nützlicher wäre m. E. aber, dass im 
Kurszetiel ein Vermerk gemacht wird, wenn Umsätze bei 
den Maklern nicht stattgefunden haben. Die bisher übliche 
Notiz „Geld“ oder „Brief“ führt eben zu falschen Vor- 
stellungen. Namentlich im ersten Falle wird angenommen, 
dass zu dem betreffenden Kurse Nachfrage vorhanden war, 
während dies in Wirklichkeit meistens garnicht der Fall 
gewesen ist. 

Kalikompromiss. Aus Duisburg wird mir ge- 
schrieben: „Als langjähriger Abonnent und Leser des 
Plutus habe ich mit grossem Interesse von den Aus- 
führungen in Heft 1 vom 1. Januar, den Entwurf des 
Reichskaligesetzes betreffend, Kenntnis genommen, Man 
muss der Kritik darin unbedingt beipflichten, dass jede 
Gesellschaſt, die Kali gefunden hat, innerhalb einer be- 
stimmten Frist auch in die Lage versetzt werden muss, 


zu 


das Kali zu gewinnen und der Vertriebsgemeinschaft bei- 
zutreten. Der zweite Teil des Gesetzentwurfs, der sich 
u. a. mit der Entschädigungfrage befasst, müsste derart 
geändert werden, dass diejenigen, die aus irgendwelchen 
Gründen noch nicht zum Schachtbau übergingen, nicht 
entrechtet werden. Dabei dürfte den Gesellschaften, die 
den Schachtbau nach Veröffentlichung des Gesetzentwurfs 
schleunigst beschlossen haben, kein Vorzug vor solchen 
gewährt werden, die zunächt das Gesetz abwarten wollen. 
Auch eine Nachfrist zur Niederbringung von Schächten 
dürfte nicht gewährt werden, weil damit eine grenzenlose 
Vermehrung der Produktionsstätten und parallel damit ein 
Sinken der Rente der Mitglieder der Vertriebsgemeinschaft 
verbunden wäre. Gerade das letztere muss unbedingt 
vermieden werden, weil schliesslich doch diejenigen, die 
keine Schächte niederbringen, von der Vertriebsgemein- 
schaft entschädigt werden müssen, und die Höhe der Ent- 
schädigung m. E. einzig und allein von dem Umsatzwert 
abhängig gemacht werden kann, den das Tausendstel der 
Beteiligung hat. Ich meine, dass die Frage des Beitritts 
der noch nicht Schächte bauenden kalifündigen Gesell- 
Schaften etwa nach folgenden Normen geregelt werden 
könnte: 1. Grundsätzlich muss allen Gesellschaften der 
Beitritt zur Vertriebsgemeinschaft gewährleistet werden, die 
vor der Veröffentlichung des Gesetzentwurfs tatsächlich 
mit dem Abteufen des Schachtes begonnen hatten. Die 
Aufnahme dieser Gesellschaften in die Vertriebsgemein- 
schaft hätte nach Fertigstellung ihrer Anlagen zu erfolgen. 
2. Auch alle anderen kalifündigen Gesellschaften haben 
das Recht des Beitritts zur Vertiiebsgemeinschaft. Die 
Genehmigung zur Erstellung einer neuen Betriebsanlage 
durch eine solche Gesellschaft darf aber erst erteilt werden, 
wenn die Vertriebsgemeinschaft im letzten Geschäftsjahr 
gegenüber dem vorletzten einen Mehrabsatz im Werte von 
mindestens 2 000 000 4 erzielte. Vor dem 1. Januar 1912 
ist die Aufnahme neuer Mitglieder mit Ausnahme der 
sub 1 erwähnten jedoch ausgeschlossen. In einem Jahre 
soll mehr als 5 Anwärtern die Genehmigung zur Er- 
stellung von Betriebsanlagen nicht erteilt werden, so dass 
ein den Wert von 10000000 / übersteigender Mehr- 
absatz den alten Mitgliedern der Vertriebsgemeinschaft zu- 
fällt. Für die Festsetzung der Beteiligungziffer der neuen 
Mitglieder könnte § 23 des Gesetzentwurfs platzgreifen. 
Den Mitgliedern der Vertriebsgemeinschaft fiele alsdann 
voraussichtlich noch ein Vorteil daraus zu, dass neu auf- 
genommene Mitglieder in vielen Fällen eine Beteiligung- 
ziffer erhalten würden, die unter dem Durchschnitt bleibt. 
Dies ist berechtigt, weil 3. den kalifündigen Anwärtern, die 
das Recht zum Beitritt zur Betriebsgemeinschaft noch nicht 
erhielten, von dieser eine jährliche Barentschädigung im 
Betrage von 4% der zur Erschliessung des Kalilagers und 
zur Aufrechterhaltung der Abbaugerechtsame aufgewendeten 
Barbeträge (Zubussen usw.) als Entschädigung für die er- 
zwungene Hinausschiebung des Schachtbaues gezahlt 
werden müsste. Hieraus könnten die Anwärter bis zum 
Zeitpunkt des Beitrittes zur Vertriebsgemeinschaft die 
Wartegelder usw. bestreiten. 4. Die Anwärter rangieren 
hinsichtlich ihres Beitrittes zur Vertriebsgemeinschaft nach 
dem Dalum, an welchem sie kalifündig geworden sind. 
5. Der zum Beitritt berechtigte Anwärter soll nicht zum 
Schachibau verpflichtet sein. Es soll ihm vielmehr 
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freisiehen, auf den Schachtbau zu verzichten, wenn die 
Vertriebsgemeinschaft ihn für den Verzicht angemessen 
entschädigt. Die Höhe der Entschädigung wäre nach dem 
jährlichen Umsatzwert zu bemessen, den das Tausendstel 
Beteiligung für die Mitglieder der Vertriebsgemeinschaft 
hat. Ist der Wert z. B. 100 000 A und der daraus zu 
erzielende Nettogewinn mit 40% anzunehmen = 40 000 4£ 
pro Tausendstel, so könnte die Entschädigung beispiels- 
weise auf 15000 & bis 25 000 4£ für jedes preussische 
Maximalfeld, je nach der Oualität der erbohrten Salze, 
bemessen und auf die Mitglieder der Vertriebsgemeinschaft 
umgelegt werden. Diese würden dabei auch noch ein 
sehr gutes Geschäft machen, weil durch den Verzicht des 
Anwärters auf den Schachtbau eine erheblichere Kürzung 
ibrer Beieiligungziffer vermieden wird. Sofern die Ver- 
triebsgemeinschaft dem Anwärter für einen Verzicht auf 
den Schachtbau eine ihm konvenierende Entschädigung 
nicht gewährt, muss er innerhalb von 2 Jahren mit dem 
Schachtbau ernsthaft beginnen, widrigenfalls sein Recht 
zum Beitritt zur Vertriebsgemeinschaft verfällt und er aus 
der Reihe der Anwärter ausscheidet. 6. Den Grund- 
besitzern der Provinz Hannover, sowie den Bundesstaaten, 
die ihre Terrains auf Vorhandensein von abbauwürdigen 
Kalilagern noch nicht untersucht haben, wird eine Frist 
von 2 oder 3 Jahren zur Nachweisung von Kalilagern 
gelassen. Weisen sie abbauwürdige Lager nach, so treten 
sie nach dem Datum der Fündigkeit in die Reihe der An- 
wärter ein. Auf diese Weise wären die Grundbesitzer- 
rechte in Hannover hinreichend geschützt. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


In der Aera der Diskontermässigungen hat die ver- 
gangene Woche zwei neue, bedeutungvolle Etappen ge- 
bracht. Die deutsche Reichsbank ist von dem vorjährigen 
Höhepunkt von 5% auf 4% gegangen und die Bank von 
England hat die Diskontschraube auf 31, % zurückgedreht, 
nachdem sie in den ersten Tagen des Jahres den Satz 
bereits einmal ermässigt hatte. Beide Aktionen waren 
erwartet worden und konnten daber nicht überraschen. 
Lediglich über das Mass der deutschen Reduktion war 
man in den letzten Tagen verschiedener Meinung geworden. 
Angesichts der überaus starken Rückflüsse bei der Reichs- 
bank und der ausserordentlichen Abundanz des offenen 
Marktes, die den Privatdiskont bis auf 2¾ % gedrückt 
hatte, hoffte man, vornehmlich in Börsenkreisen, dass die 
Reichsbank sofort auf 4% gehen würde, um nicht in 
wenigen Wochen wieder vor der Notwendigkeit einer 
Veränderung zu stehen. Herr Havenstein hat aber die 
letztere Eventualität anscheinend als das kleinere Uebel 
betrachtet und es vorläufig bei %% Ermässigung be- 
wenden lassen. Und, wie es uns dünkt, mit Recht! 
Denn der Umschwung im offenen Markte hat bei allem 
Zusammenbang mit den Rückflüssen an der Jahreswende 
doch zuviel des Plötzlichen, um die Konsequenz einer 
einprozentigen Diskontermässigung daraus ziehen zu dürfen. 
Es empfiehlt sich vielmehr abzuwarten, wie der offene 
Markt sich bei der ersten Belastungprobe im neuen Jahr, 
d. i. in der Liquidation des Ultimo Januar verhält. Stellt 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor!): 


Düsseldorfer Börse. — Ironmonger-Bericht. 
— Prämienerklärung Frankfurt a. M., 
Liquidation Berlin, Hamburg, Wien. — 
@.-V.: Norddeutsche Automobil- und 
Motorenfabrik, Weseler Portland- 
Cement- u. Thonwerke. 

Bankausweıs New York, — Prämien- 
erklärung Paris. — @.-V.: Bank für 
Hypotheken- und Grundbesitz, Deutsche 
Babcock- u. Wilcox-Dampfkessel-Akt.- 
Ges., Meteor Geseker Kalk- u. Port- 
land-Cementwerke. 


Freitag, 
28. Januar 
2 / 


Sonnabend, 
29. Januar 


2% 


Essener Börse. — Lieferungtag Berlin, 
Hamburg, Ultimo Frankfurt a. M., 
| Paris. @.-V.: Fabrik Landwirt- 
| schaftlicher Maschinen F. Zimmermann, 
Bielefelder Maschinenfabrik Dürkopp, 
Sächsisch - Thüringische Akt. - Ges. f. 
Licht- u. Kraftanlagen. — Schluss der 
Zusammenlegungfrist Aktien Fabrik 
photograph. Apparate Hüttig, Ma- 
schinenfabrik Rheinland; Umtauschfrist 
Aktien Wermelskirchener Bank. 


Düsseldorfer Börse. Reichsbankaus- 
weis. Januarausweise Hamburg- 
Altonaer Centralbahn, Hamburger 
Strassenbahn, Berliner Getreidebe- 
stände, Monatsbericht der Wolldepu- 
tation, Hamburger Kaffeevorräte. 

Januarausweis Grosse Berliner Strassen- 
bahn, Allgemeine Berliner Omnibus- 
Ges., Elektrische Hoch- u. Untergrund- 
bahn. — @.-V.: Berliner Hagel-Asse- 
kuranz-Ges. 

Essener Börse. lronage-Berichi. — 
Bankausweise London, Paris. — Zahl- 
tag Paris. — Januarausweis Luxem- 
burgische Prinz- Heinrichbahn. — G.- V.: 
Preussische Central-Boden-Credit-Akt.- 
Ges., Bank f. Hypotbeken u. Grund- 
besitz. Holzindustrie Hermann Schütt. 


| Düsseldorfer Borse. — lroumonger-Bericht. 
— Duurings Kaffeestatistik. — Zahl- 
tag Wien, Budapest. — @.-V.: Wicküler 
Küpper-Brauerei. 

Bankausweis New York. — Januaraus- 
| weis Franzosen, Lombarden. — @.-V.: 
Deutsche Hypothekenbank Meiningen, 
Hypothekenbank Hamburg, Ver. Deut- 
sche Petroleumwerke, Grundcreditbank 
Königsberg. — Schluss der Zusammen- 
legungfrist Aktien Ver. Fassfabriken. 


Ausserdem zu achten auf: 
Jahresbericht Berliner Kassenverein, 
Bankabschlüsse, Abschlüsse von Cement- 
und Baugesellschaften, Jahresbericht 
Deutsche Treuhand- Ges., Geschäfts- 
berichte der Hypothekenbanken. 


Montag, | 
31. Januar || 
2% 


Dienstag, 
1. Februar 


1/8 % 


Mittwoch, 
2. Februar 


17/0 8 0% 


Donnerstag, 
3. Februar 


1 / 


Freitag, 
4. Februar 
1/6 % 


Sonnabend, 
5. Februar 


1% / 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten Markttage 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in den 
Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen Ereig- 
nisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen lassen. 
Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in Berlin vom 
selben Tag des Vorjahres. 
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Zulassunganträge (in Mill. M.): 
Berlin: 1.35 Aktien Dresdner Gar- 
dinen- u. Spitzen-Manufaktur, 10 4% 
Hyp. - Pfdbr. Mitteldeutsche Boden- 
ereditanst. Frankfurt a. M.: 1,4 
Aktien Brauerei-Ges. z. Sonne Speyer, 
5 4½ % Hyp.-Anl. Stettiner Maschinen- 
bau-Akt.-Ges. Vulcan. Dresden: | 
Aktien Elektrizitäts - Akt.- Ges. vorm. 
Pöge. Cöln: 3,6 Aktien Maschinen- 
bau-Anstalt Humboldt. 

Verlosungen: 

1. Februar: Stadt Augsburg 7 Gld. 
(1864), 3% Belg. Communal 100 Frcs. 
(1868), Braunschweiger 20 Tlr. (1868), 
Finnländer 10 Tlr, (1868), 3% Ham- 
burger 50 Tir. (1866), 3½ % Köln- 
Mind. Eisenb. 100 Tir. (1870), Sachsen- 
Mein. 7 Gld. (1870), 5% Oesterr. 
500 Gld. (1860), Roubaix u. Tourcoing 
50 Frcs. (1860), Türkische 400 Fres.- 
Lose (1870), Ital. Rotes Kreuz 25 Lire 
(1886), Griechische Nationalbank 100 Dr. 
(1904), 3% Stadt Vervier 100 Fres. 
(1873), 2¾ % Stadt Paris 400 Fres. 
(1905). 5. Februar: 2%) u, 30% 
Credit Foncier 500 u. 400 Fres. (1879, 
1881, 1890, 1899), Pester Vaterl. Spar- 
kasse 100 Fres. (1906), 4% Paris 
Stadtl. 500 Frcs. (1875). 


dieser Termin auch keine grossen Ansprüche, so ist er 
doch geeignet, die Widerstandskraft des Marktes einiger- 
massen zu erproben. Behauptet der Status auch über 
Ultimo seine befriedigende Entwicklung, dann darf die 
Reichsbank in voller Ruhe den Satz auf 4% fixieren. 

Die Ultimoregulierung hat zwar bereits eingesetzt, 
sich aber doch noch nicht in vollem Umfange entwickelt. 
Entsprechend der leichten Veranlagung des offenen Marktes 
bewegen sich die Sätze auf dem mässigen Niveau von 
ca. 3%. Trotz dieses niedrigen Geldpreises sieht man 
der Entwicklung der Dinge an der Börse aber in diesem 
Monat mit besonderem Interesse zu. Denn es heisst, dass 
die Banken diese Liquidation benutzen wollen, um unter 
den Trägern der Haussepositionen Musterung zu halten 
und die Ausmerzung schwacher Elemente zu ereichen, 
die sie schon längere Zeit vergebens erstreben. Man er- 
wartet daher, dass sie die Hergabe von Geldern in der 
Form der Effektenhereinnahme, die dem Geldsuchenden 
die Stellung einer Marge nicht auferlegt, wesentlich ein- 
schränken werden, und für Reportgeld eine höhere Ueber- 
deckung verlangen werden als bisher. Auf die Gestaltung 
der Sätze müsste ein derartiger Verlauf der Liquidation 
einen gewissen Einfluss haben. Die Erscheinung, die 
man schon seit einigen Monaten mit der Zunahme des 
Effektengeschäfts beobachten kann, dass nämlich die Report- 
sätze sich wesentlich höher stellen als die Raten für 
Ultimogeld, wird in verstärktem Maase zu konstatieren 
sein. Wir nähern uns damit den englischen Verhält- 
nissen, wo das sogenannte „Margingeld“ zu allen Zeiten 
wesentlich billiger ist als das Schiebunggeld. 

Nach der Diskontermässigung hat die Reichsbank 
sich durch Begebung von Schatzscheinen dem Zinsrück- 
gang im offenen Markte endlich entgegengestellt und 
damit die Wiedererhöhung des Privatdıskonts auf 3 0% 
erreicht. Eine derartige Aktion war unerlässlich, da die 
Spannung zwischen Bank- und Privatsatz auch nach der 


= 


Ermässigung noch 13/,%, geblieben war. Ausserdem aber 
musste sie geschehen im Interesse der Kursentwicklung 
auf dem Devisenmarkte, wo die Steigerung in der letzten 
Woche ein viel schärferes Tempo angenommen hatte. 
Die Entwertung der Zinssätze ist zwar im Auslande, 
speziell in England, Holland und Belgien, nicht viel 
geringer als bei uns, und doch hat die Rückforderung 
fremder Gelder ziemlich grossen Umfang angenommen. 
London stieg daher bis 20,47½, Paris bis auf ca. 81,30, 
Belgien auf 80,97, und auch die übrigen Devisen, bei 
denen Rückzahlungen weniger in Betracht kommen, zogen 
im Zusammenhang mit dem Angebot der Reichsmark am 
Weltmarkt kräftig an. Das gilt besonders für Wien, das 
den Kurs von fast 85,10 vorübergehend erreichte. Die 
österreichisch-ungarische Valuta profitierte besonders durch 
die bevorstehende Anleiheemission Ungarns, die bei der 
allgemeinen Abundanz voraussichtlich starker ausländischer 
Nachfrage begegnen wird. Auch Zahlung Petersburg 
bleibt bemerkenswert fest. Obgleich die Schiffahrt zum 
grossen Teil geschlossen ist, dauert die Ausfuhr aus dem 
Zarenreiche in grossem Umfange an, und es verlautet, 
dass das Exportmaterial so bedeutend ist, dass eine Ab- 
schwächung auch bis zur nächsten Ernte nicht zu erwarten 
ist. Der Rubelkurs dürfte damit seinen Stand über der 
Goldparität wohl für lange Zeit behaupten, zumal ihm 
die grossen Guthaben der Regierung im Auslande kräftigen 
Rückhalt bieten. Nachdem die Reichsbank die Steigerung 
des Privatsatzes durchgesetzt hatte, liessen Devisen fast 
durchgehends von den höchsten Kursen wieder etwas nach. 

Trotz fortdauernder Regierungemissionen hält der 
Rückgang der Zinssätze in London an. Der Privat- 
diskont ist auf 25/,%, gesunken und hat damit den 
französischen Begehr aus dem offenen Markte wieder ver- 
drängt. Die Umlegung der bei der Banque de France 
fälligen Sterlingwechsel wird hiermit aber verhindert und 
London muss daher schon jetzt mit der Tilgung der 
Goldschulden beginnen, die es bei der Diskontierung 
jener Wechsel in Paris s. Z. gemacht hatte. Auch 
Argentiniens Bedarf wird es in der nächsten Zeit kaum 
noch ablenken können, da der New Yorker Kabeltransfert 
stark gesunken ist und Goldexporte von der Union nach 
Südamerika {ür englische Rechnung nicht mehr gestattet. 
Die Goldposition Londons hat sich infolgedessen wieder 
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verschlechtert, ist aber iroizdem nicht als ungünstig zu 
bezeichnen, denn der grosse indische Bedarf hat fast 
vollständig aufgehört und, was das wichtigste ist, die 
Zuflüsse aus dem Innern haben sich recht reichlich ge- 
staltet und versprechen nach Beendigung der Wahlen 
noch weitere Vermehrung. Die Bank darf daher auf 
Eingänge von aussen her in der nächsten Zeit verzichten 
und die Ankünfte aus den Produktionsländern ohne Be- 
denken Frankreich überlassen, resp. sie auf dem Umwege 
über ihre Kassen Argentinien zuführen. 


Justus, 
Reichsbank. 
Ausweis vom 22. Januar 1910. 

Aktiva (Millionen Mk.) 

Bestand n God IRE 835,441 
do. an Scheidemünzen . 262,434 
do. an Reichskassenscheinen d 65,086 
do. an Noten anderer Banken . . 39,124 
e noA MED 794,861 
do. an Lombardforderungen . . . - . 59,167 
dor, sanyEllektenwert i 24 ne. 236,636 
do. an sonstigen Aktiven 213,391 
Passiva (Millionen Mk.) 

Grundkapital ee e e 180,000 
Ress nl IT oe 64,814 
Betrag der umlaufenden Noten 1 528,440 
sonst. tägl. fällig. Verbindlichkeiten 676,034 
sonsigesPassiva S Dora. ne Ch 56,852 
Stenerfreie Notenreserve . . . R 146,474 


Bank von Frankreich. 
Ausweis vom 20. Januar 1910. 
(Millioner Fıcs.). 


GoM e e e PER S 3 475,993 
SID ( ( NIAT A, 875,080 
Pentel TE Meng 984,658 
Notenumlauf nk: e 
Bl!!! 0... Aukeerein 584,085 
Guthaben des Staates 88,939 
Vorschüsse auf Wertpapiere, Gold usw.. 524,668 


Bank von England. 
Ausweis vom 20. Januar 1910. 
(Millionen Pfd. Sterlinv 


Tolalreserven WE er ne er 
Notenumlauf . . . ee F: 28,004 
Bargorratee / 0 36,465 
Pte ill "20. 01a, 22 5% A 293% 
FHF??? ne E59 
Regierungssicherheiten. . . . . - 14,708: 


Antworten des Herausgebers. 


G. m. b. H. Herr Handelslehrer Car! Beck schreibt 
mir: „In einer Ihrer letzten Nummern haben Sie einen 
Fragesteller auf einige Schriften auf diesem Gebiete hin- 
gewiesen. Gestatten Sie mir, auch auf meine in der 
Hahnschen Verlagsbuchhandlung, Hannover, erschienene 
Broschüre „Das Buchhaltungwesen der G. m. b. H.“ 
aufmerksam machen zu dürfen. Es ist dies, wie schon 
der Titel besagt, eine Spezialschrift, die das gesamte 
Buchhaltungwesen (Gründung, Abschlüsse, Umwandlung, 
Sanierung, Nachschüsse usw.) systematisch zur Darstellung 
bringt und namentlich den Abschluss, worauf es ja dem 
Fragesteller ankam, gründlich behandelt (an Hand von 
praktischen Beispielen, Tabellen usw.). 

B. R. Anfrage: In Ihrer Antwort unter E. Z. in 
P. — Plutus vom 18. Dez. 1909 — schreiben Sie, der 
§ 43 HGB. sei nicht mehr, wie früher, eine Mussvorschrift, 
obgleich Sie einige Zeilen vorher erwähnen, dass, nach 
einer Reichsger.-Entscheidung, lose Blätter gegen ge- 


nannten Paragraphen verstossen. Es würde mich und 
jedenfalls viele Ibrer Leser interessieren, zu erfahren, 
durch welche Bestimmung er aufgehoben ist. Auch ich 
bin der Ansicht, dass Kontokorrentbücher aus losen 
Blättern bestehen dürfen, eben weil sie nicht zum System 
der Buchführung — warum nur der doppelten?, bei ein- 
facher Buchhaltung lässt sich doch auch ein Kollektiv- 
Kontokorrentkonto im Hauptbuch führen gehören. 
Daraus würde aber folgen, dass für sie der $ 43 Abs. 2 
HGB. nie Wirkung gehabt hätte.“ 

Antwort: Der Artikel 32 des alten Handelsgesetz- 
buches lautet: „Die Bücher müssen gebunden und jedes 
von ihnen muss Blatt für Blatt mit fortlaufenden Zahlen 
verseben sein.“ Dagegen lautet $ 43, Absatz 2 des neuen 
Handelsgesetzbuches: „Die Bücher sollen gebunden und 
Seite für Seite mit fortlaufenden Zahlen versehen sein.“ 
Es ist also aus der ursprünglichen Mussvorschrift eine 
Sollvorschrift geworden, so dass also die alte Vorschrift 


nicht mit unverminderter Schärfe in das Handelsgesetz- 
buch übernommen worden ist. Das Reichsgericht hat sich 
nun allerdings auf den Standpunkt gestellt, dass lose Zettel 
unter keinen Umständen als ordnungmässige Buchführung 
erkannt werden. Es dürfte zwischen losen Zetteln, wie 
sie z. B. bei Buchhändlern üblich sind, und den Büchern 
auf losen Blättern, die durch irgendeine mechanische 
Vorrichtung zusammengehalten werden, ein Unterschied 
zu machen sein. In den Systembüchern der Buchführung, 
also z. B. im Hauptbuch der doppelten Buchführung ist 
meines Erachtens auch dieses System nicht zulässig. Da- 
gegen würde man, gerade weil es sich nicht mehr um 
eine Mussvorschrift handelt, ein Kontokorrent auf losen 
Blättern passieren lassen, vorausgesetzt natürlich, dass die 
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Bücher sonst eine ordentliche Uebersicht des Vermögens 
geben. Bezüglich der einfachen Buchführung bin ich 
nicht Ihrer Ansicht. Das sogenannte Hauptbuch der eio- 
fachen Buchführung ist ja eigentlich nichts weiter als das 
Kontokorrent der doppelten Buchführung. Wenn man die 
einfache Buchführung überhaupt als ein System bezeichnen 
will (was ich nicht tue), so gehört das Hauptbuch zweifellos 
zum System. Die einfache Buchführung kennt aber die 
Einrichtung der Konten als getrennte Rechnungen für ein- 
zeine Vermögensbestandteile gar nicht. Wo man sich eine 
einfache Buchführung mit derartigen Konten zurecht- 
gemacht hat, handelt es sich gar nicht mehr um eine 
einfache Buchführung, sondern um ein vom Buchführenden 
für seinen bestimmten Zweck erfundenes System. 


Plutus-Archiv. 
(Waren des (Welthandels. 


Diamanten. !) 


Die Kristalle mit gewölbten Flächen nennt man 

Round stones, die leicht geflekten Steine 

spotted stones, die durch Flecken stark be- 
schädigten Steice und Spaltungsstücke 

Rejection cleavage, die kleineren Spaltungs- 
stücke 

fine cleavage. Light brown cleavage sind 
hellbraune Spaltungsstücke; ordinary and rejection 
cleavage gewöhnliche und stark gefleckte Spaltungs- 
stücke. Unter 

Flats versteht man flache, durch Verzerrung 


1} Siehe Plutus Jahrgang 1909 Seite 787, 807, 825, 846, 863, 902, 
921, 940, 961, 979, 1003, Jahrgang 1910 Seite 19, 41, 58, 77 fl. 


der ursprünglichen schönen Oktaederform gebildete 
Kristalle, unter 

chips werden die unter ½ Karat wiegenden 
Cleavagesteine verstanden. Unter 

Melée versteht man Steine von ½2— 8/16 Karat. 

Verwendung. Der Diamant wird verwendet 
als Schmuckstein und zu technischen Zwecken. Zur 
Verwendung als Schmuck ist es nötig, wie bei allen 
Edelsteinen, eine Besserung des Farbenspiels und 
Glanzes durch 

Schleifen bervorzurufen. Im Altertum hat man 
bereits den Diamanten poliert, vielleicht auch schon 
durch Schleifen veredelt. (Fortsetzung folgt.) 


Chefs und 


Angeſtellte. 


(Entscheidungen des Berliner Kaufmannsgerichts.) 


$ 157 BGB. 

Verstoss gegen die Konkurrenzklausel. Der 
Verkäufer eines Geschäfts, der sich verpflichtet hat, weder 
selbst ein Konkurrenzgeschäft zu betreiben, noch sich direkt 
oder indirekt an einem solchen zu beteiligen, verstösst 
gegen die Konkurrenzklausel, wenn er seinen Sohn, der 
ein Konkurrenzgeschäft betreibt, finanziell unterstützt oder 
bei seinen Lieferanten Bürgschaft für ihn übernimmt. 
(Urteil der II. Kammer vom 11. Januar 1910.) 

S 59 HGB. 

Der Leiter einer Destillation ist Gewerbe- 
gehilfe. Der Kläger leitete die Destillation des Beklagten. 
Er verkaufte sowohl glasweise zum Verzehren im Lokale 
wie auch flaschenweise über die Strasse und bediente die 
Gäste. Das Kaufmannsgericht erklärt sich für sachlich un- 
zuständig und überweist die Klage an das Gewerbegericht: 
Der Kläger sei mit dem glasweisen Ausschank von 
Spirituosen und Bier beschäftigt gewesen; er habe also den 
Beklagten in seinem Gastwirtsgewerbe vertreien und sei dem- 
nach Gewerbegchilfe gewesen. (Beschluss der V. Kammer 
vom 17. Januar 1910.) 

§ 72 Ziff. ı HGB. 

Weitererzählen des Inhalts eines vertrau- 
lichen Briefes des Prinzipals als Entlassung- 
grund. Der Kläger ist wegen folgenden Vorfalls ent- 
lassen worden. Er hatte eines Tages im Geschäft einen 
offenbar vertraulichen Brief bemerkt und davon Kenntnis 
genommen, dass darin Ungünstiges über eine Firma L. 
berichtet wurde. Dies teilte er zwei Angestellten dieser 


Firma mit. Nach seiner Behauptung liess er sich Dis- 
kretion zusichern. Er macht ferner geltend, dass er ein 
Interesse daran gehabt, zu erfahren, wie es mit L. stehe, 
da er beabsichtigte, bei ihm eventuell eine Stellung anzu- 
nehmen. Die beiden Angestellten machten von dem Ge- 
hörten ihrem Chef L. Mitteilung, und dieser fragte ge- 
legentlich den Kläger, woher er jenes Gerücht, dass seine 
Firma schlecht stehe, erfahren habe. Der Kläger gab als 
Quelle seine Firma an. Das Kaufmannsgericht erklärt die 
Entlassung für gerechifertigt: Auch wenn man den eigenen 
Ausführungen des Klägers folgen wolle, so könne man 
doch nicht verkennen, dass er sich eines groben Ver- 
trauensbruches schuldig gemacht habe. Er gebe selbst zu, 
dass er sich den Inhalt eines Briefes angeeignet habe, 
ohne dass es der Prinzipal gewollt habe, dass er ihn 
kennen lerne. Es habe sich um einen Privatbrief ge- 
handelt, dessen Geheimhaltung im Interesse des Prinzipals 
gelegen habe. Der Kläger habe den Inhalt weitergetragen 
an Angestellte der anderen Firma. Wenn ihm von ihnen 
auch Diskretion zugesagt worden sei, so habe er sich doch 
darauf nicht verlassen können, vielmehr sich sagen müssen, 
dass möglicherweise die Angestellten ihrer Firma das Ge- 
hörte weitererzählen würden und so eine Schädigung des 
Beklagten eintreten könne. Ob sie eingetreten sei, darauf 
komme es nicht an. Es komme lediglich auf die sub- 
jektive Willensrichtung des Klägers an, und sie sei dahin 
gegangen, dass er das Vertrauen seines Prinzipals grob 
missbraucht habe. (Urteil der II. Kammer vom 25, Jan. 
1910.) 
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eue Literatur der MDofkswirkfehaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Das Kassen- und Zahlungwesen des Staates und 
der Kommunen im Königreiche Bayern. Unter 
besonderer Berücksichtigung der Tätigkeit von Banken 
im Dienste der behördlichen Kassenverwaltung. Von 
Walter Krakenberger. 153 S. Preis brosch. 3,50 WA. 
Stuttgart und Berlin 1909, J. G. Cottasche Buchhandlung 
Nacht. 

Vorbemerkungen. — Kap. I: Das staatliche und 
kommunale Kassenwesen im Königreiche Bayern. A. Die 
äussere Organisation der Kassen. B. Die innere Organi- 
sation der Kassen. — Kap. II: Tätigkeit von Banken im 
Dienste der Kassenverwaltung der Behörden. A. All- 
gemeines. B. Die Banken im Dienste des Staates. C. Grund- 
züge der Tätigkeit von Banken im Dienste der Kassen- 
verwaltung der Kommunen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registrert.) 


Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. 
Gegründet von Bruno Hildebrandt. Herausgegeben 
von Dr. I. Conrad, Dr. Edg. Loening, Dr. W. 
Lexis und Dr. H. Waentig. III. Folge. 38. Band. 
6. Heft. 1909, Dezember. Nebst volks wirtschaftlicher 
Chronik Oktober. reis pro Heft 4 #. Jena 1909, 
Verlag von Gustav Fischer. 

Die Reichsfinanzgesetze von 1909, von A. Hesse. — 

Ein Versuch zur Gewinnung einheitlicher Gesichtspunkte 

für den Ausbau und die Durchführung der Statistik der 

Fleischkleinhandelspreise, von Heinrich Haacke. 

Uebersicht über Gunmi, Produktion, Handel, Preise, 

Rentabilität. Rück- und Ausblick, von Cl. C. Freyer. — 

Besteuerung des Unternehmens und des Arbeiters, von 

Herbig. 


Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 
wımin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
(teneralversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


A.-G. Gaswerk Mantua, Augsburg, 15. 2., 11. 2., 
21. 1. 0 A.-G. Portland Cementwerk Berka a. Ilm, 
Weimar, 12. 2, 8. 2., 20.1. 0 Aktien-Bierbrauerei 
Wittenberg, A.-G., Wittenberg, 5. 2., 1. 2., 15. 1. 0 Aktien- 
Brauerei und -Brennerei Krummenweg, Düsseldorf, 11. 2., 
7. 2., 15.1. @ Aktien-Mälzerei Neustadt a. d. Haardt, 
12. 2., 8. 2, 17. 1. 0 Aktien-Spinnerei Aachen, 9. 2., 
e ie 

Baugesellschaft Lindheimer, Berlin, 15. 2., 11. 2., 
21. 1. Baumwollſeinspinnerei in Augsburg, 14. 2., 10. 2., 
18. 1. Baumwollspinnerei Kolbermoor, München, 10. 2. 
6. 2., 15. 1. @ Baumwollweberei Zöschlingsweiler, Augs- 
burg, 15. 2., 11. 2., 19. 1. Bayerische Treuhand- A. -G, 
München, 12. 2., 8. 2., 17. 1. @ Bierhallen A.-G. Ham- 
burg, 5. 2., 1. 2., 15. 1. 0 Bugoirgesellschafl Union, 
Bremen, 5. 2., 1. 2., 17. 1. 

Chemische Fabrik Ackermann & Co, A.-G, Plauen, 
12. 2., 8. 2. 21. 1. 6 Chemische Fabrik Oldenbrock A.-G., 
Bremen, 12. 2., 8. 2, 19. 1. @ „Cimbria“ Iolzhandlg. u. 
Kalkbrennerei A.-G., Apenrade, 10. 2., 6. 2., 17.1. ® Comp- 
toir d'Escompte de Mulhouse, Mülhausen i. E., 9. 2., 5. 2., 
20. 1. Concordia, Cölnische Lebens-Vers.-Ges., Cöln. 
12. 2., 8. 2., 20. 1. Creditverein Neustadt a. A., A.-G., 
Neustadt a. A., 12. 2., 8. 2., 19. 1. 

Dampfschiffahrts-Ges. auf dem Würmsee, München, 
15. 2., 11, 2., 21. 1. @ Deutsche Gesellschaft für Berg- 
bau und Industrie im Auslande, Berlin, 3.2., 29. 1., 20.1. 
Deutsche Hypothekenbank A.-G., Berlin, 14. 2., 10. 2., 
20. 1. Deutsche Steingutfabrik A.-G., Magdeburg, 12. 2., 
8. 2., 20. 1. 0 Dortmunder Bürgerliches Brauhaus A.-G., 
Dortmund, 8. 2., 4. 2., 19. 1. 

Eisenhütten und Emaillierwerk Walterhütte A.-G., 
Nikolai O. S., 12. 2., 8. 2., 13. 1. ® Eisenwerk Rossleben, 
A.-G., Sangerhausen, 10. 2., 6. 2., 18. 1. 0 Eisenwerk 
Wülfel, Hannover, 8. 2, 4. 2., 21. 1. Esslinger Akt. 
Bank, Esslingen a. N., 10. 2., 6. 2., 15. 1. Exportbier- 
brauerei Rehau A.-G., Rehau, 5. 2., 1. 2., 20. 1. 

Flensburger Spritfabrik A.-G., Flensburg, 12. 2., 8.2., 
8. 1. 0 Fürstenwalder Creditbank A.-G., Fürstenwalde, 
ee en ee e ee 

Gaswerk Grimmen A.-G., Bremen, 11. 2., 7. 2., 15. 1. 
Gas- und Wasserwerke Montjoie A.-G., Bremen, 9. 2., 
5. 2., 21.1. @ Gaswerk Thailfingen A.-G., Bremen, 
11. 2., 7. 2., 14. 1. @ Germania Linoleum-Werke A.-G., 
Bietigheim, 3. 2., 28. 1., 19. 1. @ Gladbacher Spinnerei 
und Weberei, M.-Gladbach, 8. 2., 3. 2., 17. 1. @ Glas- 
hütte Brunshausen A.-G., Stade, 8. 2, 4. 2, 18. 1. © 
Grosse Bierhallen A.-G., Hamburg, 5. 2., 1. 2., 18. 1. 6 
Grundereditbank in Königsberg i. Pr., 5. 2, 1. 2., 15. 1. 

Grundrenten-Gesellschaft, Berlin, 15. 2., 11. 2., 20. 1. 
i Hamburg-Altonaer Centralbabn-Ges., Hamburg, 12. 2., 
5. 2., 19. 1. 0 Hanseatische Jutespinnerei und Weberei, 


Delmenhorst, 12. 2., 8. 2., 20. 1. 0 Franz Hartmann, 
Sinalco-A.-G., Detmold, 12. 2., 8. 2., 19. 1. 

Kammgarnspinnerei Düsseldorf, 12. 2., 8. 2., 13. 1. 
@ Kieler Bank, Kiel, 12. 2., 8. 2., 20. 1. ® Kieler 
Kreditbank, Kiel, 10. 2., 6. 2., 19. 1. 

Landauer Aktienbrauerei zum Englischen Garten in 
Landau, 2. 2., 28. 1., 15. 1. 0 Lederwerke Wieraan 
A.-G., Hamburg, 12. 2., 8. 2., 17. 1. Leipzig-Borsdorfer 
Baugesellschaft, Leipzig, 15. 2., 13. 2., 20. 1. @ Leipziger 
Central-Viehmarkts-Bank, Leipzig, 6. 2., 2. 2., 20. 1. 

Magdeburger Mühlenwerke Nudel- und Couleur- 
Fabrik, Magdeburg, 11. 2., 7. 2., 18. 1. @ Maklerbank in 
Hamburg, 15. 2, 11. 2, 20. 1. @ Mecklenburgische 
Friedrich Wilhelm Eisenbahn-Ges., Neustrelitz, 26. 1., 
224 1 152,05 

Neue Theater-Aktien-Ges., Frankfurt a. M., 2. 2, 
28. 1., 17. 1. @ Norddeutsche Lagerhaus-A.-G., Berlin, 
10. 2., 6. 2, 19. 1. ® Norddeutsche Zucker-Raffinerie, 
Hamburg, 15. 2., 11. 2., 14. 1. @ Nordfriesische Bank 
., 1 are. WEL. 

Oberkirchener Sandsteinbrüche A.-G., Bremen, 12. 2., 
8. 2., 20. 1. @ Ottensener Bank, Altona-Ottensen, 14. 2., 
2 

Portland - Cementfabrik „Germania“ A.-G. Lehrte, 
Berlin, 14. 2., 10. 2., 19. J. @ Pyrophor-Metallgesellschaft 
Ar Bochum, mie 2 15 1 

Radebeuler Guss- und Emaillirwerke, vorm. Gebr. 
Gebler, Dresden, 12. 2., 8. 2., 17, 1. 0 Radevormwalder 
Volksbank Garschagen & Co., Radevormwald, 11. 2., 
7. 2., 21. J. @ J. O. Raeithel A.-G., Schwarzenbach a, S., 
922 12. 

Schlesische Immobilien-A.-G., Breslau, 10. 2., 6. 2., 
19. 1. @ Schlesische Mühlenwerke A.-G., Breslau, 12. 2., 
8. 2., 19. 1. John Schwerins Verlag, A.-G., Berlin, 
10. 2., 5. 2., 11. 1. 0 Emil Seelig A.-G., Heilbronn a. Neckar, 
12. 2., 8. 2., 17. 1. @ Sparverein Oranienbaum, 9. 255 
5. 2., 17. 1. @ Stahl & Federer A.-G., Stuttgart, 10. 2., 
6. 2% 0 

Telgter Weberei u. Bleicherei, Telgte, 4. 2., 30. 1., 
20. 1. 0 Thüringische Elektrizitäts- u Gas-Werke, A.-G. 
in Apolda, Dresden, 12. 2., 8. 2., 13. 1. 

Union, Allgem. dtsch. Hagel -Vers.- Ges., 
1092403 24,019, A 

Vereinigte Acetylengaswerke A.-G., München, 7. 2., 
31.1, 7. 1. @ Vereinigte deutsche Petroleum-Werke 
A.-G. Oelheim, Berlin, 5. 2., 1. 2., 18.1. Vereinigte 
Harzer Kalkindustrie, Hannover, 10. 2., 6. 2., 12.1.@ 
Viersener A.-G. f. Spinnerei u. Weberei, Viersen, 9. 2., 
5. 2% 18, DR 

Waren-Credit-Anstalt Hamburg, 10. 2., 6. 2., 18. 1. 
® Waren-Liquidationskasse Hamburg, 14. 2., 10. 2., 19. 1. 
Weseler Aktien-Bau-Verein, Wesel, 3. 2., 30. I., 17.1. 


Weimar, 


Fiir den redaktionellen Teil verantwortlich: Brune Buchwald - Bertin. 


Die Mitteilungen in den folgenden Rubriken sind Darlegungen der Interessenten und erscheinen ohne Verantwortlichkeit 


der Redaktion und des Herausgebers. 


F i S- | Ange- 
Essener Gredit-Anstalt in Essen-Ruhr. ee 
Zu sjenigderlssznngen, in: Altenessen, Bocholt, Grossherz. v. Sachsen . . || 7200) 7500 
gender, e e ch . Dortmund, Bulsburg, Günthershall ....... 5050| 5150 
Homberg a. Ah., Iser e ee Hansa Silberberg en 4500 
e ee e A und Witten. Hattorf, Vorzugs-Aktien 116% 117), 
Heiligenroda ...... — 
Aktien-Kapital und Reserven Mark 80 000 000. Heldburg Act. ..... 821/,| 831/, 
Telegramm-Adresse: Creditanstalt. [3006 Heldrungen 2800 2850 
Fernsprech-Anschluss: Essen Nr. 12, 184, 193, Heldrungen II .....- 2800 2850 
431, 535, 607, 611, 612, 742 und 844. Ferna Il! er — 
i Sttelte Kots Hohenfels — — 
e e e Et Hohenzollem ..... 5200| 5500 
OP Immen rode . ll 5650| 5750 
cJ Ge | Ange- | Johannashall . . . . . . 4400 4600 
— T 118% 120% 
Kohlen. | Kaiseroda 9500 9700 
Alte Haase 1650 1725 Krügershall vollb. ... || — — 
Blankenburg 2850| 2950 Ludwigsh. vollb. Act. . | — — 
Brassert. — | — [Neu- Bleicherode. — — 
Carolus Magnus a.. -|| — 7050 Neustass furt . 320014200 
Constantin der Gr. . 4100043000 Nordhäuser Kali. . 24% 126% 
Deutschland b. Hassl. . || 5475| 5550 | Ronnenberg Act. — | — 
Dorstfeld senpe 2... [ 15100 Rossleben e| — — 
Eintracht Tiefbau . || 7450| 7750 Rothenberg. 2825 2875 
Ewald .... — [57000 Sachsen-Weimar. || 5600; 5700 
Fr. Vogel & Unverh. 3025 3075 | Siegfried J. 57000 5800 
Friedrich der Grosse . «|| 26700 Sigmundshall Act.. 
Gottess egen . 3950 4050 Teutonia 23% 124% 
Graf Bismarck. | — Volkenr oda | — 
Graf Schwerin ... . . 111600112000 | Walbeck e.. — — 
Heinrich . .. || — | 5400| Wilhelmshall .... . . 12700113100 
Helene & "Amalie . „„ 1910019600 Wintershall — — 
Hermann I/III .... 4900 5000 Erz. 
Johann Deimelsberg . . || 8900| 9050 | Apfelbaumer Zug ...| — —eʃ 
Kaiser Friedrich. || 3050| 3200 | Bautenberg .......| — | — 
König Ludwig. . . [32800133600 | Concordia ........| — | — 
Königin Elisabeth . — 23600 Fernie a — | 
Langenbrahm ... . . . 2580026500 Henriette. 
Lothringen . JE. 1. . . 29300131500 | Kuhlenberger Zug | — — 
Mont Cenis. . [22500/23100 Louise Brauneisenst. .. | — , — 
Neuessen Act. 470% 490% | Neue Hoffnung — | — 
Oespel .— — Victoria bei Litt feld. | — 
Schürb. & Charlottbg. . 1990! 2050 Wildberg 50 — 
ae Er E . . || 3900| 4000 | Div. Kuxe und Aktien. 
NEn Lr 5 p — — 
Unser Bete 28800129500 | Ver. Flanschenfabr. und | | 
Westfalen Anteile | — C 
r Rhein. Bergbau — 
Braunkohlen. R.-W. Electr.-W. Act... | — — 
Bellerhammer Brk.... || — — |Düsseldorfer Eisen- und 
Clarenbg. Akt. Braun. — BrahtimdwActer a2... le ae 
Elzengeruben,e...... i: ene E N S 
Humboldt. — — [Waggonfbr. Uerd. V.-A. | — 144% 
Lucherberg ..... „ een Eisenwee | le 
Regiser. ... e.. | — — 
Schallmauer, Braunk. . . | — | — | Londoner Börsenkurse 
1 SE 250 110 (mitgeteilt von 18002 
er Vorz.-Act. 8 12 0 
Adler Stamm-Act. 68% 70% M. Marx & C O., 
Alexandershall .... 10300/10500 Gresham House Old Broad Street, 
Beienrode 2er: 6250 — London H. O.) 
Bismarckshall Vorz. ER 114% 116% Filiale Berlin, Unter den Linden 68. 
Bismarckshall Stamm-Act. a eriKaner 7. 1. 24.1. 
Burbacm y 14300115000 | ne T 1 
Grind 1250 de and Oha: er eo Leu 
Desdemona ))) 165% 105% 
Deutsche Kaliwerke Act. 139½ 141%, 1 and Teras 479 400 
Deutschland, Justenbg. . | — — !Southern Railxary . 31% 31, 
Einigkeit, Fallersl. . . . | 8200| 8400 | Southern Pacifio ...... . 1801y | 184½ 
Be $ Union Paoifie.. ge s ere ai 20a] 1971, 
Friedrichshall Act. . Ir a een Sl, 
Glückauf. Sondershausen 17800 19200 [Grand Trunk Ordy :.... 20% 20% 


Verantwortlich für die Rubrik „Aus der Geschüftswelt“ und für den Inserntenteil: 


Nr 


nr er de en da 


Itarlın W 


Minen 
Südalrikaner und Rhod 
Anglo French Expl, .... 2 20116 
Cinderella Dee Baja 278 
TE E e e eee 15 6 
Crown Mines 85% 85/3 
East Rand Prop.. 5/10 55 8 
S a 225/52 3 
General Mining und Fin. 233 


Goerz & OOo. 
Goläfields Ordy .. 
Johannesb. Cons, Inv. . 
Kleinfontein New 
Knights Central 
Langlaagte Estates 
Modderfontein 
Randfortein ; 
Rand Mines 
RosesDeep is. „u... 
Rhodesian Bankets 
Robinson Deep 
South West Africa 
Tanganyikas 
Witwatersrand Deep 05 


Anaconda . 5 107/58 10716 
Associated Gold of W. Aust. 16/0 16/6 
Boston Copper 31870 23/5 
Broken Hill Prop.. 43/0 43/6 
De Beers Defd. ..... e AA LOE 197/1 
Esperan zee a aa a Wa) 3le 
Golden Horseshoe e e 
Great Fingall Consolidated „ Mal 16/0 
Kalgurli .. 1 6708 Gilg 
Mount Lyell Mining 86/6 | 37/6 
Mount Lyell Consols 776 shares 

7/0 paid. t l6 4/6 
Oroya Brownhill .... a 17/0 
Rio Tinto r men s i 8 775,3 
Sons of Gwalia .... 5 18/8 


Spassky Copper . 


Fremde ers 
Engl. Oonsols 2½ .. 


erse‘ 


Brazilian 4% „ Bla EBI 
Colombian 1896 ; ge 43 
Japanese 50 2% 1905 „„ e 

Mexican , 1802 1021); 
Beru rd. 904 10% 
Peru Pref. . 861, 386ʃ½ 
Province of Buenos Aires 3% 6721, 68% 
Venezuela. „ 54% 54% 


Die enden der heutigen Börse war 
lustlos in Erwartung weiterer Wahlresultate. 
Heimische Werte waren vernachlässigt. Ameri- 
kaner schlossen flau, Gold- und Diamant- 
minen stetig. Kupferminen waren matt. 


Bei der „Friedrich Wilhelm“ Preussi- 
sche Lebens- undGarantie-Versicherungs- 
Aktien-Gesellschaft zu Berlin wurden im 
Jahre 1909 neue Versicherungen über 
129 Millionen Mark beantragt. In ganz 
Europa gibt es ausser der „Friedrich 
Wilhelm“ nur 3 Lebensversicherungs- 
gesellschaften, die eine Antragssumme 
von mehr als 100 Millionen Mark im 
Jahre erreichen. 

Der diesjährige 6. internationale Es- 
peranto-Kongress findet, wie uns von 
unterrichteter Seite geschrieben wird, 
vom 14. bis 20. August in Washington 
statt, und ausser den Mitgliedern der 
über 200 nordamerikanischen Esperanto- 
Vereine werden auch zahlreiche euro- 
päische, südamerikanische, afrikanische 
und besonders asiatische Teilnehmer er- 
wartet. Deutsche und österreichische 
Interessenten wollen sich mit der Es- 
perauto-Auskunftsstelle des V. D. E. in 
Leipzig, Moltke-Strasse 28 b in Ver- 
bindung setzen, von der auch gegen 
Einsendung von 15 Pf. ein Esperanto- 
Lehrbuch und aufklärende Schriften über 


und in Esperanto portofrei erhältlich sind. 


M. Nauschner, Berlin. 
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